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Präambel

Dieses Gesetz gestaltet innerhalb sei-
nes Geltungsbereichs den Vollzug auslän-
derrechtlicher Freiheitsentziehungsmaß-
nahmen rechtlich aus. Insofern ergänzt es
die bestehenden unions- und bundes-
rechtlichen Regelungen. Die Freiheitsent-
ziehung kommt jeweils nur unter strikter
Wahrung ihres gesetzlichen Zwecks in
Betracht. Im Fall der Sicherungshaft ist
dies allein die Sicherung der Abschie-
bung.

§ 1

Geltungsbereich

Dieses Gesetz gilt für den Vollzug von
freiheitsentziehenden Maßnahmen in
speziellen Hafteinrichtungen des Landes
(Einrichtungen), die im Aufenthaltsgesetz
in der Fassung der Bekanntmachung vom
25. Februar 2008 (BGBl. I S. 162), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 30. Oktober
2017 (BGBl. I S. 3618), im Asylgesetz in
der Fassung der Bekanntmachung vom 
2. September 2008 (BGBl. I S. 1798), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 20. Juli
2017 (BGBl. I S. 2780), oder in der Verord-
nung (EU) Nr. 604/2013 des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 26. Juni
2013 zur Festlegung der Kriterien und
Verfahren zur Bestimmung des Mitglied-
staats, der für die Prüfung eines von ei-
nem Drittstaatsangehörigen oder Staaten-
losen in einem Mitgliedstaat gestellten
Antrags auf internationalen Schutz zu-
ständig ist (ABl. EU Nr. L 180 S. 31), vor-
gesehen sind.

§ 2

Grundsatz

(1) Untergebrachten dürfen nur Be-
schränkungen auferlegt werden, soweit
es der Zweck der freiheitsentziehenden
Maßnahme oder die Abwehr einer kon-
kreten Gefahr für die Sicherheit oder
Ordnung in einer Einrichtung erfordert.

(2) Der Vollzug ausländerrechtlicher
Freiheitsentziehungsmaßnahmen ist un-
zulässig, wenn der Zweck der Haft durch
ein milderes, ebenfalls ausreichendes an-
deres Mittel erreicht werden kann.

§ 3

Anwendbarkeit des Hessischen
Strafvollzugsgesetzes

(1) Für die Vollziehung freiheitsentzie-
hender Maßnahmen in speziellen Haft-

einrichtungen des Landes gelten § 11
Abs. 2, die §§ 25, 32, 45, 49, 50, 51, § 52
Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1 sowie die §§ 57
bis 65, § 75 Abs. 1, § 76 Abs. 2 bis 4 und 
§ 79 des Hessischen Strafvollzugsgesetzes
vom 28. Juni 2010 (GVBl. I S. 185), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 30. Novem-
ber 2015 (GVBl. S. 498), in der jeweils
geltenden Fassung, entsprechend, soweit
nicht Eigenart und Zweck der Haft entge-
genstehen oder im Folgenden etwas an-
deres bestimmt ist.

(2) § 53 des Hessischen Strafvollzugs-
gesetzes gilt mit der Maßgabe entspre-
chend, dass die Bediensteten der Einrich-
tung beim Vollzug der ausländerrechtli-
chen freiheitsentziehenden Maßnahmen
keine Schusswaffen gebrauchen dürfen.

§ 4

Bewegungsfreiheit

(1) Außerhalb der Nachtruhe dürfen
sich Untergebrachte in den für sie vorge-
sehenen Bereichen der Einrichtung
grundsätzlich frei bewegen. Unterge-
brachte dürfen sich jederzeit in ihre Zim-
mer zurückziehen. Die Einrichtung sorgt
dafür, dass Untergebrachte in bestimmten
Bereichen der Einrichtung oder Gruppen
miteinander in Kontakt treten, den Tag
gestalten und sich zeitweise im Freien
aufhalten können. Einschränkungen sind
zulässig, wenn und soweit es die Sicher-
heit oder Ordnung der Einrichtung erfor-
dert.

(2) Zur Erledigung notwendiger Behör-
dengänge oder privater Angelegenheiten
kann Untergebrachten Ausgang unter
Aufsicht gewährt werden.

§ 5

Kleidung und persönlicher Besitz

(1) Untergebrachte tragen ihre eigene
Kleidung. Für deren Reinigung, Instand-
setzung und regelmäßigen Wechsel ha-
ben Untergebrachte selbst zu sorgen. Das
Tragen von Einrichtungskleidung kann
ausnahmsweise angeordnet werden. Un-
tergebrachte haben an Maßnahmen zum
allgemeinen Gesundheitsschutz und zur
Hygiene mitzuwirken.

(2) Untergebrachte dürfen keine Ge-
genstände besitzen, welche die Sicherheit
oder Ordnung in der Einrichtung gefähr-
den können. § 20 Abs. 2 und 3 des Hessi-
schen Strafvollzugsgesetzes gilt entspre-
chend.

§ 6

Taschengeld, Bargeld, Eigengeld

(1) Taschengeld wird entsprechend
den gesetzlichen Vorgaben gezahlt. So-
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weit die Untergebrachten über hinrei-
chende eigene finanzielle Mittel verfü-
gen, kann eine Auszahlung unterbleiben.

(2) Der Besitz von Bargeld und persön-
lichen Wertgegenständen ist Unterge-
brachten aus Gründen der Sicherheit und
Ordnung der Einrichtung nicht gestattet.
Die Untergebrachten haben insbesondere
bei der Aufnahme mitgeführtes Bargeld
und persönliche Wertgegenstände der
Einrichtung gegen Bestätigung in Ver-
wahrung zu geben. Die Bestätigung er-
fasst die Höhe des Bargeldes oder die Art
des Wertgegenstandes.

(3) Untergebrachten sind eingebrach-
te, für sie eingezahlte oder überwiesene
Geldbeträge als Eigengeld gutzuschrei-
ben. Das gilt auch für Taschengeld nach
Abs. 1. Untergebrachte dürfen vorbehalt-
lich des § 66 Abs. 5 des Aufenthaltsgeset-
zes und des § 7a des Asylbewerberleis-
tungsgesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 5. August 1997
(BGBl. I S. 2022), geändert durch Gesetz
vom 17. Juli 2017 (BGBl. I S. 2541), über
entsprechende Eigengeldguthaben verfü-
gen.

§ 7

Unterbringung

(1) Frauen und Männer sind grund-
sätzlich in voneinander getrennten Berei-
chen der Einrichtung unterzubringen.

(2) Personen, die internationalen
Schutz beantragt haben, sind, soweit
möglich, getrennt von anderen Personen
unterzubringen.

(3) Bei der Unterbringung sind religiö-
se, kulturelle und ethnische Belange zu
berücksichtigen.

§ 8

Aufnahme

(1) Untergebrachte sind bei ihrer Auf-
nahme in eine Einrichtung bei nicht aus-
reichenden deutschen Sprachkenntnissen
nach Möglichkeit in ihrer Muttersprache
über ihre Rechte und Pflichten zu beleh-
ren. Die persönliche Unterrichtung soll
durch entsprechende Merkblätter intensi-
viert werden. Fehlen die Voraussetzun-
gen für eine Verständigung in der Mutter-
sprache, sind andere den Untergebrach-
ten bekannte Sprachen oder sonstige Ver-
ständigungsmöglichkeiten zu nutzen.

(2) Nach der Aufnahme werden Unter-
gebrachte alsbald ärztlich untersucht und
dem sozialen Dienst vorgestellt. Unterge-
brachte sind verpflichtet, die ärztliche Un-
tersuchung einschließlich einer Röntgen-
aufnahme der Lunge zu dulden. § 36 
Abs. 4 des Infektionsschutzgesetzes vom
20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), geändert
durch Gesetz vom 17. Juli 2017 (BGBl. I 
S. 2615), gilt entsprechend.

§ 9

Arbeit

(1) Untergebrachte sind zur Arbeit
nicht verpflichtet, sie haben jedoch für ihr

engeres Umfeld selbst zu sorgen, insbe-
sondere den eigenen Haftraum sauber zu
halten und bei der Verpflegung mitzuwir-
ken.

(2) Die Einrichtung soll entsprechend
den Möglichkeiten innerhalb der Einrich-
tung den Untergebrachten Gelegenheit
zur Arbeit geben, soweit Sicherheit und
Ordnung es zulassen. Untergebrachte, die
davon Gebrauch machen, erhalten für die
geleistete Arbeit eine Aufwandsentschä-
digung im Sinne des § 5 des Asylbewer-
berleistungsgesetzes.

§ 10

Einkauf

Die Untergebrachten können unter
Verwendung eigener finanzieller Mittel
von den in der Einrichtung vorhandenen
Einkaufsmöglichkeiten Gebrauch ma-
chen.

§ 11

Freizeit, Bezug von 
Zeitungen, Mediennutzung

(1) Die Einrichtung bietet nach Maßga-
be der räumlichen Gegebenheiten Mög-
lichkeiten zur Freizeitbeschäftigung an.

(2) Untergebrachte dürfen auf eigene
Kosten über die Einrichtung Zeitungen
und andere Druckerzeugnisse beziehen.
Ausgeschlossen sind Zeitungen und Zeit-
schriften, deren Verbreitung mit Strafe
oder Geldbuße bedroht ist. Einzelne Aus-
gaben oder Teile von Zeitungen oder
Zeitschriften können den Gefangenen nur
vorbehalten werden, wenn tatsächliche
Anhaltspunkte vorliegen, dass sie die Si-
cherheit oder Ordnung der Anstalt erheb-
lich gefährden.

(3) Den Untergebrachten ist Gelegen-
heit zu geben, am Fernseh- und Hörfunk-
empfang teilzunehmen. Die Unterge-
brachten dürfen eigene Hörfunk- und
Fernsehgeräte sowie andere elektroni-
sche, nicht batteriebetriebene Unterhal-
tungsgeräte zur Nutzung in ihren Zim-
mern besitzen. Hinsichtlich der Nutzung
von Geräten mit Kamerafunktion gilt das
in § 14 Gesagte.

(4) Untergebrachte dürfen das Internet
in dem von der Einrichtung angebotenen
Umfang nutzen. Die Möglichkeit der Nut-
zung des Internets an eigenen Geräten
wird hiervon nicht berührt.

§ 12

Besuch

Untergebrachte dürfen zu den Be-
suchszeiten Besuch empfangen. Dieses
Recht darf nur aus Gründen der Sicher-
heit oder Ordnung eingeschränkt werden,
insbesondere kann ein Besuch davon ab-
hängig gemacht werden, dass die Besu-
cher sich und ihre mitgeführten Gegen-
stände durchsuchen lassen. Besuche dür-
fen aus Gründen der Sicherheit oder Ord-
nung der Einrichtung offen überwacht
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werden. Die Unterhaltung darf nur über-
wacht werden, soweit dies im Einzelfall
zur Abwehr einer erheblichen Gefahr für
die Sicherheit und Ordnung der Einrich-
tung, für die innere Sicherheit oder für
Leib und Leben Dritter erforderlich ist.
Die Sätze 1 bis 4 gelten nicht für Besuche
von Rechtsanwältinnen oder Rechtsan-
wälten und konsularischen Vertreterinnen
oder Vertretern.

§ 13

Post

(1) Untergebrachte dürfen grundsätz-
lich ohne Beschränkungen Briefe und an-
dere Post erhalten und versenden.

(2) Es können Kontrollen der Post an-
geordnet werden, wenn eine Gefährdung
der Sicherheit oder Ordnung der Einrich-
tung zu befürchten ist. Vom Empfang aus-
zuschließende Gegenstände sind zur Ha-
be der Untergebrachten zu nehmen oder
an den Absender zurückzusenden. Der
Schriftwechsel mit beauftragten Rechts-
anwältinnen und Rechtsanwälten wird
nicht überwacht. Entsprechendes gilt für
Schreiben der Untergebrachten an die
Volksvertretungen des Bundes und der
Länder, die Datenschutzbeauftragten des
Bundes und der Länder, das Europäische
Parlament, den Europäischen Bürgerbe-
auftragten, den Europäischen Gerichtshof
für Menschenrechte, den Europäischen
Ausschuss zur Verhütung von Folter und
unmenschlicher oder erniedrigender Be-
handlung oder Strafe, den Menschen-
rechtsausschuss der Vereinten Nationen,
den Ausschuss der Vereinten Nationen
gegen Folter, den zugehörigen Unteraus-
schuss zur Verhütung von Folter und die
entsprechenden nationalen Präventions-
mechanismen sowie die konsularische
Vertretung des Herkunftslandes, wenn
die Schreiben an die Anschriften dieser
Stellen gerichtet sind und den Absender
zutreffend angeben. Schreiben der in 
Satz 3 genannten Stellen, die an Unterge-
brachte gerichtet sind, dürfen nicht über-
wacht werden, wenn die Identität des Ab-
senders zweifelsfrei feststeht.

(3) Pakete sind in Gegenwart der Un-
tergebrachten zu öffnen. Ausgeschlosse-
ne Gegenstände können zu ihrer Habe
genommen oder dem Absender zurück-
gesandt werden. Sie dürfen vernichtet
werden, wenn bei der Versendung oder
Aufbewahrung Personen verletzt oder
Sachschäden verursacht werden können
oder wenn sie leicht verderblich sind. Die
hiernach getroffenen Maßnahmen wer-
den den Untergebrachten eröffnet.

§ 14

Telefon

Die Untergebrachten haben unter Be-
rücksichtigung der Möglichkeiten der
Einrichtung und der Gleichbehandlung
aller Untergebrachten das Recht, auf ei-
gene Kosten zu telefonieren. Der Besitz
und die Benutzung von Mobiltelefonen
mit Kamerafunktion sind verboten. Ein-
schränkungen sind im Einzelfall zulässig,

wenn eine Gefährdung der Sicherheit
oder Ordnung der Einrichtung zu be-
fürchten ist.

§ 15

Ärztliche Versorgung,
soziale Betreuung und Beratung

(1) Untergebrachte werden im Rahmen
der gesetzlichen Vorschriften ärztlich ver-
sorgt und behandelt. Die Versorgung er-
folgt grundsätzlich durch den für die Ein-
richtung bestellten medizinisch-ärztlichen
Dienst. Ist eine ärztliche Behandlung in
der Einrichtung nicht möglich oder eine
stationäre Behandlung nötig, werden Un-
tergebrachte in einem geeigneten Kran-
kenhaus oder einer entsprechenden me-
dizinischen Einrichtung untergebracht.
Die Gesundheitsversorgung von beson-
ders Schutzbedürftigen erfährt besondere
Aufmerksamkeit; ihre Bedürfnisse wer-
den regelmäßig überprüft und sie erfah-
ren eine medizinische Behandlung im an-
gemessenen Umfang.

(2) Untergebrachte werden durch Sozi-
alarbeiterinnen oder Sozialarbeiter be-
treut. Eine unabhängige Haftberatung
durch anerkannte Organisationen wird si-
chergestellt.

§ 16

Durchsuchung und Bekämpfung des
Suchtmittelmissbrauchs

(1) § 46 des Hessischen Strafvollzugs-
gesetzes gilt mit der Maßgabe entspre-
chend, dass eine Durchsuchung nur zur
Wahrung der Sicherheit der in einer Ein-
richtung tätigen Bediensteten und der
dort untergebrachten Personen und zur
Verhinderung von Eigen- oder Fremdge-
fährdungen oder nach Besuchen aus
Gründen der Sicherheit oder Ordnung
durchgeführt werden kann.

(2) Zur Bekämpfung des Suchtmittel-
missbrauchs können Kontrollen durchge-
führt werden, wenn Untergebrachte im
Verdacht stehen, Suchtmittel zu besitzen
oder solche konsumiert zu haben.

§ 17

Bestellung von Landesbediensteten

Zur Wahrnehmung der Leitungsaufga-
ben und der Vollzugstätigkeit in einer
Einrichtung können alle in einem Dienst-
oder Beschäftigungsverhältnis zum Land
stehenden Bedienstete bestellt werden.
Die Bestellung erfolgt durch Verwal-
tungsakt der Behörde, die mit dem Be-
trieb der Einrichtung durch das für die
freiheitsentziehende Maßnahme fachlich
zuständige Ministerium beauftragt wor-
den ist. Die Bestellung ist widerruflich.
Sie befugt erforderlichenfalls zur Anwen-
dung unmittelbaren Zwangs.

§ 18

Beiräte

In Einrichtungen werden ehrenamtli-
che Beiräte gebildet. § 81 Abs. 2 bis 4

476 Nr. 30 – Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen – 28. Dezember 2017



Hessisches Strafvollzugsgesetz gilt ent-
sprechend. Bestellung, Festlegung der
Amtszeit und Abberufung der Mitglieder
erfolgen durch Verwaltungsakt der Be-
hörde, die mit dem Betrieb der Einrich-
tung durch die für die freiheitsentziehen-
de Maßnahme fachlich zuständige Minis-
terin oder den fachlich zuständigen Mi-
nister beauftragt worden ist.

§ 19

Einschränkung von Grundrechten

Durch dieses Gesetz werden die
Grundrechte der körperlichen Unver-

sehrtheit (Art. 2 Abs. 2 Satz 1 des Grund-
gesetzes), der Freiheit der Person (Art. 2
Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes) sowie
des Brief-, Post- und Fernmeldegeheim-
nisses (Art. 10 Abs. 1 des Grundgesetzes)
eingeschränkt.

§ 20

Inkrafttreten

Das Gesetz tritt am Tage nach seiner
Verkündung in Kraft. Es tritt mit Ablauf
des 31. Dezember 2022 außer Kraft.
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Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt.
Es ist im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen zu verkünden.

Wiesbaden, den 18. Dezember 2017

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  

B o u f f i e r d e s  I n n e r n  u n d  f ü r  S p o r t

B e u t h
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Artikel 1

Änderung des Landtagswahlgesetzes
Das Landtagswahlgesetz in der Fas-

sung der Bekanntmachung vom 7. April
2006 (GVBl. I S. 110, 439), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 28. September
2015 (GVBl. S. 346), wird wie folgt geän-
dert:
1. § 7 wird wie folgt gefasst:

„§ 7
Wahlkreise und Wahlbezirke

(1) Für die Landtagswahl wird das
Land Hessen in 55 Wahlkreise eingeteilt;
bei der Wahlkreiseinteilung sind folgende
Grundsätze zu beachten:
1. Die Bevölkerungszahl eines Wahlkrei-

ses soll der durchschnittlichen Bevöl-
kerungszahl der Wahlkreise so weit
wie möglich entsprechen; beträgt die
Abweichung mehr als 25 Prozent ist ei-
ne Neuabgrenzung vorzunehmen.

2. Die Wahlkreise sollen im Hinblick auf
die Bevölkerungsentwicklung mög-
lichst beständig sein.

3. Die Wahlkreise sollen nach Möglich-
keit jeweils ein zusammenhängendes
Gebiet bilden sowie die Grenzen der
Landkreise und der Gemeinden be-
rücksichtigen.

Für die Bevölkerungszahlen sind die vom
Hessischen Statistischen Landesamt fest-
gestellten Zahlen der Deutschen im Sinne
des Art. 116 Abs. 1 Grundgesetz, die das
achtzehnte Lebensjahr vollendet haben
und ihren Wohnsitz im Land Hessen ha-
ben, maßgeblich; § 2 Abs. 1 Satz 2 gilt
entsprechend.

(2) Die Einteilung des Wahlgebietes in
Wahlkreise ergibt sich aus der Anlage zu
diesem Gesetz.

(3) Werden durch eine Änderung von
Gemeindegrenzen auch Wahlkreisgren-
zen berührt, so ändern sich die Grenzen
der betroffenen Wahlkreise entsprechend.
Wird eine neue Gemeinde aus Gemein-
den oder Gebietsteilen von Gemeinden
verschiedener Wahlkreise gebildet, ge-
hört diese zu dem Wahlkreis mit der ge-
ringeren Bevölkerungszahl; die Grenzen
der betroffenen Wahlkreise ändern sich
entsprechend. Gebietsänderungen, die
nach Ablauf des 44. Monats nach Beginn
der Wahlperiode eintreten, wirken sich
auf die Wahlkreiseinteilung erst in der
nächsten Wahlperiode aus. Die für das
Landtagswahlrecht zuständige Ministerin
oder der hierfür zuständige Minister wird
ermächtigt, die von Grenzänderungen be-
troffenen Wahlkreise und ihre Einteilung
bekannt zu machen.

(4) Die Präsidentin oder der Präsident
des Hessischen Landtags ernennt nach

Beginn der Wahlperiode eine Wahlkreis-
kommission. Sie besteht aus der Landes-
wahlleiterin oder dem Landeswahlleiter
als Vorsitzender oder Vorsitzendem, der
Präsidentin oder dem Präsidenten des
Hessischen Statistischen Landesamtes,
der Präsidentin oder dem Präsidenten des
Hessischen Verwaltungsgerichtshofs und
fünf Abgeordneten des Hessischen Land-
tags auf Vorschlag der im Landtag vertre-
tenen Fraktionen. Die Wahlkreiskommis-
sion hat die Aufgabe über Änderungen
der Bevölkerungszahlen im Wahlgebiet
zu berichten und unter Berücksichtigung
der Grundsätze nach Abs. 1 Satz 1 darzu-
legen, ob und welche Änderungen der
Wahlkreiseinteilung sie im Hinblick da-
rauf für erforderlich hält. Sie kann in ih-
rem Bericht auch aus anderen Gründen
Änderungsvorschläge machen. Der Be-
richt der Wahlkreiskommission ist dem
für das Landtagswahlrecht zuständigen
Ministerium innerhalb von 30 Monaten
nach Beginn der Wahlperiode zu erstat-
ten; dieses leitet den Bericht unverzüglich
dem Hessischen Landtag zu und veröf-
fentlicht ihn im Internet. Auf Ersuchen
des für das Landtagswahlrecht zuständi-
gen Ministeriums hat die Wahlkreiskom-
mission einen ergänzenden Bericht zu er-
statten.

(5) Jeder Wahlkreis wird für die
Stimmabgabe in Wahlbezirke eingeteilt.“
2. Die Anlage zu § 7 Abs. 2 wird wie folgt

geändert:
a) In der Überschrift der Anlage wird

die Angabe „Abs. 1“ durch 
„Abs. 2“ ersetzt.

b) In der Beschreibung des Wahlkrei-
ses 2 – Kassel-Land II – wird das
Wort „Nieste“ gestrichen.

c) In der Beschreibung des Wahlkreises
5 – Waldeck-Frankenberg I – wird
das Wort „Lichtenfels“ gestrichen.

d) In der Beschreibung des Wahlkrei-
ses 6 – Waldeck-Frankenberg II –
wird nach der Angabe „Hatzfeld
(Eder)“ das Wort „Lichtenfels“ ein-
gefügt.

e) In der Beschreibung des Wahlkrei-
ses 9 – Eschwege-Witzenhausen –
werden nach dem Wort „sowie“ die
Wörter „die Gemeinde Nieste des
Landkreises Kassel und“ eingefügt.

f) In der Beschreibung des Wahlkrei-
ses 10 – Rotenburg – wird nach dem
Wort „Cornberg“ das Wort „Lud-
wigsau“ eingefügt.

g) Die Beschreibung des Wahlkreises
11 – Hersfeld – wird wie folgt ge-
fasst:
„Wahlkreis 11 – Hersfeld –
umfasst folgende Städte und Ge-
meinden des Landkreises Hersfeld-
Roten burg:*) Ändert FFN 16-4

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz
zur Änderung des Landtagswahlgesetzes*)

Vom 18. Dezember 2017
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Bad Hersfeld
Breitenbach a. Herzberg
Friedewald
Hauneck
Haunetal
Heringen (Werra)
Hohenroda
Kirchheim
Neuenstein
Niederaula
Philippsthal (Werra)
Schenklengsfeld

sowie die Gemeinde Eiterfeld des
Landkreises Fulda“

h) In der Beschreibung des Wahlkrei-
ses 14 – Fulda I – wird das Wort
„Eiterfeld“ gestrichen.

i) In der Beschreibung des Wahlkrei-
ses 18 – Gießen I – wird das Wort
„Fernwald“ gestrichen.

j) Die Beschreibung des Wahlkreises
19 – Gießen II – wird wie folgt ge-
fasst:

„Wahlkreis 19 – Gießen II –

umfasst folgende Städte und Ge-
meinden des Landkreises Gießen:

Allendorf (Lumda)
Buseck
Fernwald
Grünberg
Hungen
Langgöns
Lich
Linden
Pohlheim
Rabenau
Reiskirchen“

k) Die Beschreibung des Wahlkreises
20 – Vogelsberg – wird wie folgt ge-
fasst:

„Wahlkreis 20 – Vogelsberg –

umfasst den Vogelsbergkreis sowie
die Stadt Laubach des Landkreises
Gießen“

l) In der Beschreibung des Wahlkrei-
ses 28 – Rheingau-Taunus I – wird
nach dem Wort „Geisenheim“ das
Wort „Heidenrod“ eingefügt.

m) In der Beschreibung des Wahlkrei-
ses 29 – Rheingau-Taunus II – wird
das Wort „Heidenrod“ gestrichen.

n) In der Beschreibung des Wahlkrei-
ses 40 – Main-Kinzig I – wird das
Wort „Niederdorfelden“ gestrichen.

o) Der Beschreibung des Wahlkreises
41 – Main-Kinzig II – wird nach
dem Wort „Maintal“ das Wort „Nie-
derdorfelden“ angefügt.

p) In der Beschreibung des Wahlkrei-
ses 54 – Bergstraße I – wird das
Wort „Groß-Rohrheim“ gestrichen.

q) In der Beschreibung des Wahlkrei-
ses 55 – Bergstraße II – wird nach
dem Wort „Grasellenbach“ das
Wort „Groß-Rohrheim“ eingefügt.

Artikel 2

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der
Verkündung in Kraft; § 7 Abs. 4 Land-
tagswahlgesetz findet erstmals nach der
Wahl zum 20. Hessischen Landtag An-
wendung.

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt.
Es ist im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen zu verkünden.

Wiesbaden, den 18. Dezember 2017

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  

B o u f f i e r d e s  I n n e r n  u n d  f ü r  S p o r t

B e u t h
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Artikel 11)

Änderung
des Hessischen Glücksspielgesetzes

Das Hessische Glücksspielgesetz vom
28. Juni 2012 (GVBl. S. 190), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 28. September
2015 (GVBl. S. 346), wird wie folgt geän-
dert:

1. § 5a wird aufgehoben.

2. § 6 wird wie folgt geändert:

In Abs. 5 werden die Wörter „Lotte-
rie-Treuhandgesellschaft mbH Hes-
sen“ durch „Lotto Hessen GmbH“ er-
setzt.

3. § 9 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 4 wird aufgehoben.

b) Der bisherige Abs. 5 wird Abs. 4.

4. § 10 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt ge-
fasst:

„Eine Wettvermittlungsstelle be-
treibt, wer auf der Grundlage ei-
ner Sportwettkonzession nach § 4a
Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit §
10a Abs. 5 Satz 2 des Glücksspiel-
staatsvertrages Sportwetten ver-
mittelt.“

b) In Abs. 7 wird nach dem Wort
„Sportwettkonzession“ die Anga-
be „nach § 4a Abs. 1 Satz 1 in Ver-
bindung mit § 10a Abs. 5 Satz 2
des Glücksspielstaatsvertrages“
eingefügt.

c) Abs. 8 Nr. 2 wird wie folgt gefasst:

„2. die Annahmestelle oder Wett-
vermittlungsstelle

a) nicht in einer Spielhalle
oder einem ähnlichen
Unternehmen im Sinne
von § 33i der Gewerbe-
ordnung eingerichtet
wird oder

b) nicht in demselben Ge-
bäude oder Gebäude-
komplex mit einer Spiel-
halle oder einem ähnli-
chen Unternehmen im
Sinne von § 33i der Ge-
werbeordnung derge-
stalt eingerichtet wird,
dass ein Wechsel inner-
halb von 50 Metern zwi-
schen der Annahmestel-
le oder Wettvermitt-
lungsstelle und der
Spielhalle oder dem

ähnlichen Unternehmen
ermöglicht ist und eine
unverstellte Sicht zwi-
schen diesen besteht,“

d) In Abs. 10 Nr. 7 und 8 werden die
Wörter „Lotterie-Treuhandgesell-
schaft mbH Hessen“ jeweils durch
„Lotto Hessen GmbH“ ersetzt.

5. In § 16 werden die Abs. 3 bis 6 durch
die folgenden Abs. 3 bis 8 ersetzt:

„(3) Zuständige Behörde für die
Erteilung einer Konzession zur Veran-
staltung von Sportwetten nach § 4a
Abs. 1 Satz 1 des Glücksspielstaats-
vertrages und einer Erlaubnis zum
Betreiben von Wettvermittlungsstel-
len nach § 4a Abs. 1 Satz 1 in Verbin-
dung mit § 10a Abs. 5 Satz 2 des
Glücksspielstaatsvertrages und den
§§ 9 und 10 sowie für die Erstkontrol-
le nach Erteilung einer solchen Er-
laubnis ist das Regierungspräsidium
Darmstadt; im Übrigen sind die Kreis-
ordnungsbehörden zuständige Behör-
de für die Aufsicht über die Wettver-
mittlungsstellen nach § 9 des Glücks-
spielstaatsvertrages.

(4) Zuständige Behörde für die Er-
teilung einer Erlaubnis nach § 27
Abs. 1 des Glücksspielstaatsvertrages
in Verbindung mit § 1 Abs. 1 und 4
und § 2 des Rennwett- und Lotterie-
gesetzes in der im Bundesgesetzblatt
Teil III, Gliederungsnummer 611-14,
veröffentlichten bereinigten Fassung,
zuletzt geändert durch Verordnung
vom 31. August 2015 (BGBl. I 
S. 1474), ist das Regierungspräsidium
Darmstadt.

(5) Die für die Erteilung von Er-
laubnissen nach dem Glücksspiel-
staatsvertrag und diesem Gesetz zu-
ständigen Behörden sind auch für die
Überwachung der von ihnen erlaub-
ten Veranstaltungen zuständig.

(6) Zuständige Behörde für die Un-
tersagung unerlaubten Glücksspiels
und der Werbung hierfür ist das Re-
gierungspräsidium Darmstadt. Ab-
weichend von Satz 1 sind für die Un-
tersagung unerlaubter Wettvermitt-
lungsstellen sowie der Werbung hier-
für die Kreisordnungsbehörden zu-
ständig.

(7) Zuständige Verwaltungsbehör-
de für die Verfolgung und Ahndung
von Ordnungswidrigkeiten nach § 7
Abs. 1 und 2 des Rennwett- und Lot-
teriegesetzes ist das Regierungspräsi-
dium Darmstadt.

(8) Zuständige Behörde für den
Betrieb des Sperrsystems nach § 6
Abs. 1 Satz 1 und § 11 des Hessischen1) Ändert FFN 316-33

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz
zur Änderung glücksspielrechtlicher Vorschriften

Vom 18. Dezember 2017
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Spielhallengesetzes vom 28. Juni
2012 (GVBl. S. 213), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 18. Dezember 2017
(GVBl. S. 460), ist das Regierungsprä-
sidium Darmstadt.“

6. Nach § 16 wird als § 16a eingefügt:

„§ 16a

Testspiele und Testkäufe

Zur Erfüllung ihrer Aufgaben
kann die zuständige Glücksspielauf-
sichtsbehörde auch Testspiele und
Testkäufe durchführen, die nicht als
Maßnahme der Glücksspielaufsicht
erkennbar sind.“

7. § 18 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 16 wird der Punkt am Ende
durch ein Komma ersetzt.

b) Die folgenden Nr. 17 bis 19 wer-
den angefügt:

„17. entgegen § 9 Abs. 1 Nr. 6
nicht am Sperrsystem nach
den §§ 8 und 23 des Glücks-
spielstaatsvertrages teilnimmt,

18. entgegen § 8 Abs. 2 
des Glücksspielstaatsvertrages
Spielerinnen und Spieler, die
dies beantragen, nicht sperrt,

19. gegen die Vorgaben aus § 5
Abs. 5 und 6 verstößt.“

8. In § 19 werden die Angabe „15. No-
vember 2007 (GVBl. I S. 753),“ ein
Komma und die Angabe „zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 13. Dezem-
ber 2017 (GVBl. S. 426)“ eingefügt.

9. Die §§ 20 und 21 werden aufgeho-
ben.

10. Der bisherige § 22 wird § 20 und in
Satz 3 wird die Angabe „2026“ durch
„2021“ ersetzt.

Artikel 2

Änderung des Hessischen 
Spielhallengesetzes2)

§ 11 Abs. 8 des Hessischen Spielhal-
lengesetzes vom 28. Juni 2012 (GVBl. 
S. 213), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 18. Dezember 2017 (GVBl. S. 460),
wird aufgehoben.

Artikel 3

Aufhebung bisherigen Rechts

Es werden aufgehoben:

1. die Verordnung über Zuständigkeiten
nach dem Hessischen Glücksspielge-
setz vom 7. September 2012 (GVBl. 
S. 322)3), geändert durch Verordnung
vom 29. Oktober 2014 (GVBl. S. 255),
und

2. die Verordnung über das Sperrsystem
nach dem Glücksspielstaatsvertrag
und dem Hessischen Spielhallenge-
setz vom 25. Juni 2013 (GVBl. 
S. 438)4), geändert durch Verordnung
vom 27. Mai 2015 (GVBl. S. 236).

Artikel 4

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2018
in Kraft.

2) Ändert FFN 316-34
3) Hebt auf FFN 316-35
4) Hebt auf FFN 316-36

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt.
Es ist im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen zu verkünden.

Wiesbaden, den 18. Dezember 2017

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  

B o u f f i e r d e s  I n n e r n  u n d  f ü r  S p o r t

B e u t h
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Artikel 11)

Gesetz zu dem 
Studienakkreditierungsstaatsvertrag

§ 1

(1) Dem vom 1. Juni 2017 bis 20. Juni
2017 unterzeichneten Staatsvertrag über
die Organisation eines gemeinsamen Ak-
kreditierungssystems zur Qualitätssiche-
rung in Studium und Lehre an deutschen
Hochschulen (Studienakkreditierungs-
staatsvertrag) wird zugestimmt.

(2) Der Staatsvertrag wird nachstehend
mit Gesetzeskraft veröffentlicht.

(3) Der Tag, an dem der Staatsvertrag
nach seinem Art. 18 Abs. 1 Satz 2 in Kraft
tritt, ist im Gesetz- und Verordnungsblatt
für das Land Hessen bekannt zu geben.

§ 2

Die für das Hochschulwesen zuständi-
ge Ministerin oder der hierfür zuständige
Minister erlässt die Rechtsverordnungen
nach den Art. 4 und 16 Abs. 2 des Staats-
vertrages.

§ 3

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der
Verkündung in Kraft.

Artikel 22)

Änderung des Hessischen
Hochschulgesetzes

Das Hessische Hochschulgesetz vom
14. Dezember 2009 (GVBl. I S. 666), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 30. No-
vember 2015 (GVBl. S. 510), wird wie
folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt
geändert:

a) Die Angabe zum Neunten Ab-
schnitt wird wie folgt gefasst:

„NEUNTER ABSCHNITT

Stiftungsuniversität Frankfurt
am Main, Hochschule für Bildende

Künste – Städelschule“

b) Die Angabe zu § 81 wird wie folgt
gefasst:

„§ 81 Stiftungsrechtsform und
Sitz, Anwendung des Hessi-
schen Stiftungsgesetzes“

c) Die Angabe zu § 90 wird wie folgt
gefasst:

„§ 90 Hochschule für Bildende
Künste – Städelschule“

d) Die Angabe zu § 96 wird wie folgt
gefasst:

„§ 96 (weggefallen)“

2. In § 2 Abs. 1 Nr. 2 werden nach den
Wörtern „Offenbach am Main“ ein
Komma und die Wörter „Hochschule
für Bildende Künste – Städelschule“
eingefügt.

3. § 3 Abs. 4 Satz 3 wird wie folgt ge-
fasst:

„Sie wirken darauf hin, dass ihre Mit-
glieder und Angehörigen die Ange-
bote der Hochschulen barrierefrei in
Anspruch nehmen können und Stu-
dierende mit Behinderungen in ihrem
Studium nicht benachteiligt werden.“

4. § 5 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 3 und 4 Satz 1 wird jeweils
das Wort „Frauenbeauftragte“
durch die Wörter „Frauen- und
Gleichstellungsbeauftragte“ er-
setzt.

b) Abs. 5 wird wie folgt gefasst:

„(5) Im Übrigen findet das Hes-
sische Gleichberechtigungsgesetz
vom 20. Dezember 2015 (GVBl. 
S. 637) mit der Maßgabe Anwen-
dung, dass über den Widerspruch
nach § 19 Abs. 2 des Hessischen
Gleichberechtigungsgesetzes die
Präsidentin oder der Präsident ent-
scheidet. Hilft sie oder er dem Wi-
derspruch nicht ab, kann nach 
§ 19 Abs. 3 des Hessischen Gleich-
berechtigungsgesetzes die Frau-
en- und Gleichstellungsbeauftrag-
te in Berufungsangelegenheiten
eine Entscheidung des Senats, bei
allen anderen Personalmaßnah-
men eine Entscheidung des Präsi-
diums beantragen. Der Frauenför-
der- und Gleichstellungsplan nach
den §§ 5 bis 7 des Hessischen
Gleichberechtigungsgesetzes wird
von der Hochschule aufgestellt.“

5. § 6 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 4 wird die Angabe „25. Juli
2013 (BGBl. I S. 2749)“ durch die
Angabe „17. Juli 2017 (BGBl. I 
S. 2581)“ ersetzt.

b) In Nr. 5 wird die Angabe „23. De-
zember 2014 (BGBl. I S. 2475)“
durch die Angabe „29. März 2017
(BGBl. I S. 626)“ ersetzt.

1) FFN Anhang Staatsverträge
2) Ändert FFN 70-258

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz
zu dem Studienakkreditierungsstaatsvertrag und

zur Änderung des Hessischen Hochschulgesetzes sowie
weiterer hochschulbezogener Vorschriften

Vom 18. Dezember 2017
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6. In § 7 Abs. 2 Satz 3 wird die Angabe
„§ 12 Abs. 3“ durch die Angabe „§ 12
Abs. 4“ ersetzt.

7. § 12 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Studiengänge, die mit einer
Hochschulprüfung abschließen, sind
nach Maßgabe der Sätze 4 bis 6 zu
akkreditieren und zu reakkreditieren;
bei neuen Studiengängen erfolgt die
Akkreditierung vor Aufnahme des
Studienbetriebs. Ausnahmen bedür-
fen der Zustimmung des Hochschul-
rats. Soweit das Qualitätssicherungs-
system einer Hochschule akkreditiert
ist, ist eine Akkreditierung der einzel-
nen Studiengänge nicht erforderlich.
Bei der Akkreditierung von Studien-
gängen wird neben der Berufsrele-
vanz der Abschlüsse die Einhaltung
formaler sowie fachlicher und über-
fachlicher Kriterien, die die Ziele des
Studiums nach § 13 berücksichtigen,
in einem einheitlichen Verfahren ge-
prüft. Die Akkreditierung wird befris-
tet ausgesprochen und ist rechtzeitig
vor Fristablauf erneut durch die
Hochschule zu beantragen; sie kann
unter Auflagen erfolgen. Das Nähere
regelt die für das Hochschulwesen
zuständige Ministerin oder der hier-
für zuständige Minister durch Rechts-
verordnung.“

8. In § 13 Satz 3 werden nach dem Wort
„Rechtsstaat“ ein Komma und die
Wörter „die Befähigung zum gesell-
schaftlichen Engagement und die
Persönlichkeitsentwicklung“ einge-
fügt.

9. In § 14 Satz 2 werden nach dem Wort
„Männern“ die Wörter „sowie die be-
sonderen Belange von Studierenden
mit Behinderungen“ eingefügt.

10. Dem § 15 Abs. 1 wird folgender Satz
angefügt:

„Das Nähere zur Ausgestaltung des
Orientierungsstudiums, insbesondere
zur Anerkennung vorheriger Leistun-
gen und zum Erwerb des Bachelorab-
schlusses bei Aufnahme eines regulä-
ren Studiums nach Beendigung des
Orientierungsstudiums, regelt die für
das Hochschulwesen zuständige Mi-
nisterin oder der hierfür zuständige
Minister durch Rechtsverordnung.“

11. In § 26 Satz 2 wird die Angabe 
„Satz 2 bis 4“ durch die Angabe
„Satz 2 und 3“ ersetzt.

12. In § 32 Abs. 3 Nr. 3 werden die Wör-
ter „akademischen Hilfskräfte, soweit
sie keine Studierenden sind“ durch
die Angabe „Beschäftigten nach § 75
Abs. 2“ ersetzt.

13. § 36 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt geän-
dert:

aa) In Nr. 11 werden das Wort
„Frauenförderplan“ durch die
Wörter „Frauenförder- und
Gleichstellungsplan“ und das
Wort „Frauenbeauftragten“

durch die Wörter „Frauen-
und Gleichstellungsbeauf-
tragten“ ersetzt.

bb) In Nr. 13 wird das Wort „Frau-
enbeauftragten“ durch die
Wörter „Frauen- und Gleich-
stellungsbeauftragten“ er-
setzt.

b) In Abs. 5 Satz 1 wird das Wort
„Frauenbeauftragte“ durch die
Wörter „Frauen- und Gleichstel-
lungsbeauftragte“ ersetzt.

14. In § 37 Abs. 9 wird das Wort „Frauen-
beauftragten“ durch die Wörter
„Frauen- und Gleichstellungsbeauf-
tragten“ ersetzt.

15. § 45 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 2 Satz 1 werden die Wörter
„Prodekanin oder der Prodekan“
durch die Wörter „Vertreterin oder
der Vertreter der Dekanin oder
des Dekans“ ersetzt.

b) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden nach dem
Wort „Dekan“ die Wörter
„und die Vertreterin oder der
Vertreter der Dekanin oder
des Dekans“ eingefügt und
das Wort „wird“ durch das
Wort „werden“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden nach dem
Wort „Wahlvorschlag“ die
Wörter „für die Dekanin oder
den Dekan“ eingefügt.

cc) In Satz 3 wird das Wort „der“
durch das Wort „dieser“ er-
setzt.

16. In § 46 Abs. 1 Satz 4 wird die Angabe
„24. März 2015 (GVBl. S. 118)“ durch
die Angabe „16. Dezember 2015
(GVBl. S. 594)“ ersetzt.

17. In § 52 Abs. 3 Satz 1 wird die Angabe
„Verordnung vom 2. August 2013
(BGBl. I S. 3005)“ durch die Angabe
„Gesetz vom 17. Juli 2017 (BGBl. I 
S. 2581)“ ersetzt.

18. In § 53 Abs. 1 Satz 3 wird die Angabe
„vom 12. Dezember 2005 (BGBl. I 
S. 3395), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 17. Dezember 2014 (BGBl. I
S. 2222)“ durch die Angabe „der Be-
kanntmachung vom 12. Dezember
2005 (BGBl. I S. 3394), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 18. Juli 2017
(BGBl. I S. 2757)“ und die Angabe
„vom 7. August 2002 (BGBl. I 
S. 3146), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 21. Juli 2014 (BGBl. I 
S. 1133)“ durch die Angabe „der Be-
kanntmachung vom 7. August 2002
(BGBl. I S. 3146), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 18. Juli 2017
(BGBl. I S. 2757)“ ersetzt.

19. § 55 wird wie folgt geändert:

a) Dem Abs. 1 werden die folgenden
Sätze angefügt:

„Die Immatrikulation an einer
weiteren Hochschule ist möglich,
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sofern ein Studium im selben Se-
mester dies erfordert. In diesem
Fall ist an der weiteren Hochschu-
le kein Verwaltungskostenbeitrag
zu erheben. Die Satzungen der
Studierendenschaften und Studen-
tenwerke gewährleisten, dass Bei-
träge und die Kosten für ein Se-
mesterticket im Fall einer für das
Studium erforderlichen Einschrei-
bung an mehreren hessischen
Hochschulen in einem Semester
nur einmal erhoben werden. Im
Fall der notwendigen Einschrei-
bung an einer hessischen und ei-
ner außerhessischen Hochschule
müssen die Satzungen den Ver-
zicht auf die vollständige Erhe-
bung der Beiträge und die Kosten
für ein Semesterticket ermögli-
chen.“

b) In Abs. 4 Satz 1 werden nach den
Wörtern „Gasthörerinnen und -hö-
rer“ ein Komma und die Wörter
„Doktorandinnen und Doktoran-
den“ eingefügt.

20. § 56 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 3 wird aufgehoben.

b) Die bisherigen Abs. 4 bis 6 werden
die Abs. 3 bis 5.

21. § 60 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird vor dem Wort „ge-
ändert“ das Wort „zuletzt“ einge-
fügt und die Angabe „5. Februar
2009 (BGBl. I S. 160)“ durch die
Angabe „8. Juni 2017 (BGBl. I 
S. 1570)“ ersetzt.

b) In Satz 2 wird vor dem Wort „ge-
ändert“ das Wort „zuletzt“ einge-
fügt und die Angabe „24. März
2015 (GVBl. S. 118)“ durch die
Angabe „5. Februar 2016 (GVBl.
S. 30)“ ersetzt.

22. § 61 wird wie folgt geändert:

a) Dem Abs. 5 wird folgender Satz
angefügt:

„Satz 2 und 3 gelten entsprechend
für befristete Arbeitsverhältnisse.“

b) In Abs. 7 Satz 3 wird die Angabe
„§ 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2“ durch
die Angabe „§ 20 Abs. 2“ ersetzt.

23. § 63 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 2 werden die Wörter
„oder wenn eine Juniorprofessorin
oder ein Juniorprofessor der Hoch-
schule als Professorin oder Profes-
sor berufen werden soll“ gestri-
chen.

b) Abs. 4 Satz 2 wird aufgehoben.

24. § 64 wird wie folgt geändert:

a) Dem Abs. 1 wird folgender Satz
angefügt:

„Abs. 4 Satz 2 und 6 sowie § 67
bleiben unberührt.“

b) In Abs. 2 wird nach Satz 1 folgen-
der Satz eingefügt:

„Von einem Evaluationsverfahren
nach Satz 1 kann in begründetem
Einzelfall abgesehen werden,
wenn eine andere Hochschule ei-
nen Ruf erteilt hat.“

c) Abs. 3 Satz 2 wird durch die fol-
genden Sätze ersetzt:

„Die Bewerberin oder der Bewer-
ber soll an einer anderen als der
berufenden Hochschule promo-
viert haben oder nach der Promo-
tion mindestens zwei Jahre außer-
halb der berufenden Hochschule
wissenschaftlich tätig gewesen
sein. Die Dauer der wissenschaftli-
chen Tätigkeit nach der Promotion
soll vier Jahre, im Fall der erfolg-
reichen Absolvierung einer Wei-
terbildung nach § 62 Abs. 6 sieben
Jahre, nicht übersteigen.“

d) Die Abs. 4 und 5 werden wie folgt
gefasst:

„(4) Während der Bewährungs-
phase erfolgt die Beschäftigung in
einem Beamtenverhältnis auf Zeit
von einer insgesamt höchstens
sechsjährigen Dauer oder in einem
entsprechend befristeten Arbeits-
verhältnis. Bei Geburt eines Kin-
des, der Annahme eines Kindes
oder der Aufnahme in den Haus-
halt mit dem Ziel der Annahme als
Kind während der Bewährungs-
phase verlängert sich die höchst-
zulässige Dauer des Beschäfti-
gungsverhältnisses um ein Jahr
pro Kind, höchstens jedoch um
insgesamt zwei Jahre. Nach der
erfolgreichen Evaluation wird das
Beamtenverhältnis auf Zeit in ein
Beamtenverhältnis auf Lebenszeit
umgewandelt, soweit die beam-
tenrechtlichen Voraussetzungen
hierfür vorliegen. Zudem kann die
Übernahme in ein höheres Amt er-
folgen. Entsprechendes gilt für die
Umwandlung eines befristeten Ar-
beitsverhältnisses in ein unbefris-
tetes. Konnte in dem Evaluations-
verfahren nach Abs. 2 die erfor-
derliche Bewährung in Forschung
und Lehre nicht festgestellt wer-
den, kann das Beamtenverhältnis
auf Zeit oder das Beschäftigungs-
verhältnis um bis zu ein Jahr ver-
längert werden.

(5) Qualifikationsprofessuren
können ausnahmsweise auch ohne
Entwicklungszusage begründet
werden. Abs. 3 Satz 2 bis 4 sowie
Abs. 4 Satz 1 und 2 gelten entspre-
chend.“

e) In Abs. 6 werden die Wörter
„nicht staatliche“ durch das Wort
„nichtstaatliche“ ersetzt.

25. § 67 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nach dem Wort „Dienstver-
hältnis“ werden die Wörter
„auf Antrag“ eingefügt.
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bb) In Nr. 3 werden nach der An-
gabe „758“ ein Komma und
die Angabe „2012 S. 10, 340“
eingefügt und die Angabe
„27. Mai 2013 (GVBl. S. 218)“
durch die Angabe „16. De-
zember 2015 (GVBl. S. 594)“
ersetzt.

cc) In Nr. 6 wird das Wort „Frau-
enbeauftragte“ durch die
Wörter „Frauen- und Gleich-
stellungsbeauftragte“ ersetzt.

dd) In Nr. 7 wird die Angabe 
„25. Juni 2014 (GVBl. S. 138)“
durch die Angabe „28. Juni
2017 (GVBl. S. 110)“ ersetzt.

b) In Satz 4 wird nach den Wörtern
„Befristungsdauer nach“ die An-
gabe „§ 64 Abs. 4 Satz 2 oder“
eingefügt.

26. § 70 Satz 2 und 3 wird wie folgt ge-
fasst:

„Das Nähere hierzu kann die für das
Hochschulwesen zuständige Ministe-
rin oder der hierfür zuständige Minis-
ter durch Rechtsverordnung regeln.
Im Übrigen bleiben die allgemeinen
beamtenrechtlichen Vorschriften für
Nebentätigkeiten, insbesondere die
Hessische Nebentätigkeitsverord-
nung vom 31. Mai 2015 (GVBl. 
S. 234), unberührt.“

27. In § 72 Abs. 2 wird die Angabe „und
4“ gestrichen.

28. In § 75 Abs. 2 werden nach der Anga-
be „(BGBl. I S. 506)“ ein Komma und
die Angabe „zuletzt geändert durch
Gesetz vom 23. Mai 2017 (BGBl. I 
S. 1228),“ eingefügt.

29. Der Überschrift des Neunten Ab-
schnitts werden ein Komma und die
Wörter „Hochschule für Bildende
Künste - Städelschule“ angefügt.

30. § 81 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt ge-
fasst:

„Stiftungsrechtsform und Sitz, An-
wendung des Hessischen Stif-
tungsgesetzes“

b) Der bisherige Wortlaut wird 
Abs. 1.

c) Als Abs. 2 wird angefügt:

„(2) Soweit in den §§ 82 bis 89
nichts anderes bestimmt ist, gilt
für die Stiftung das Hessische Stif-
tungsgesetz vom 4. April 1966
(GVBl. I S. 77), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 27. September
2012 (GVBl. S. 290).“

31. In § 82 Abs. 3 Satz 1 werden nach
dem Wort „Fassung“ die Wörter „der
Bekanntmachung“ eingefügt und die
Angabe „22. Dezember 2014 (BGBl. I
S. 2417)“ durch die Angabe „18. Juli
2017 (BGBl. I S. 2745)“ ersetzt.

32. In § 84 Abs. 5 Satz 1 wird die Angabe
„§ 8 Abs. 1 und § 9 der Hochschul-
Leis tungs be züge verordnung vom 

4. Februar 2005 (GVBl. I S. 92), geän-
dert durch Verordnung vom 22. Sep-
tember 2010 (GVBl. I S. 323),“ durch
die Angabe „§ 9 der Hochschul-Leis-
tungsbezügeverordnung vom 15. De-
zember 2015 (GVBl. S. 652)“ ersetzt.

33. § 90 wird wie folgt gefasst:

„§ 90

Hochschule für Bildende
Künste Städelschule

(1) Die Arbeits- und Ausbildungs-
verhältnisse der an der Hochschule
für Bildende Künste – Städelschule
(nachfolgend als Städelschule be-
zeichnet) als Anstalt des öffentlichen
Rechts tätigen Beschäftigten werden
ab dem 1. Januar 2019 von der Stä-
delschule als Körperschaft des öffent-
lichen Rechts unverändert fortge-
führt. Betriebsbedingte Kündigungen
aus Anlass des Formwechsels der Stä-
delschule in eine Körperschaft sind
ausgeschlossen, Dienstvereinbarun-
gen gelten fort. Für neu einzustellen-
de Beschäftigte gelten die arbeits-
und tarifvertraglichen Bestimmungen
des Landes mit Ausnahme des § 25
des Tarifvertrags für den öffentlichen
Dienst des Landes Hessen (TV-H).
Die Beschäftigten haben Anspruch
auf eine zusätzliche Alters- und Hin-
terbliebenenversorgung, die derjeni-
gen nach § 25 TV-H im Wesentlichen
gleichwertig ist. Die Beschäftigten
der Städelschule dürfen Angebote
und Einrichtungen des Landes im
gleichen Umfang und zu gleichen Be-
dingungen in Anspruch nehmen wie
Bedienstete der anderen Hochschu-
len des Landes.

(2) Vorgesetzte oder Vorgesetzter
der Präsidentin oder des Präsidenten
ist die oder der Vorsitzende des
Hochschulrats. Vorgesetzte oder Vor-
gesetzter des übrigen Hochschulper-
sonals ist die Präsidentin oder der
Präsident. Zur Begründung des Ar-
beitsverhältnisses mit der Präsidentin
oder dem Präsidenten wird die Stä-
delschule durch die Vorsitzende oder
den Vorsitzenden des Hochschulrats
vertreten. Der Vertrag steht unter
dem Vorbehalt der Zustimmung des
Ministeriums.

(3) Von den Bestimmungen dieses
Gesetzes können vom Senat im Ein-
vernehmen mit dem Präsidium für
folgende Bereiche abweichende Re-
gelungen getroffen werden:

1. von der Organisationsstruktur und
den Bezeichnungen der Organe
nach den §§ 31 bis 49, mit Aus-
nahme der §§ 32 bis 35, durch die
Grundordnung, die der Genehmi-
gung des Ministeriums bedarf,

2. von dem Berufungsverfahren nach
§ 63 durch Satzung,

3. von der aufgrund des § 69 erlasse-
nen Rechtsverordnung durch Sat-
zung,
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4. von der Qualitätssicherung nach 
§ 12 Abs. 1 durch Satzung.

Die Satzungen nach Satz 1 Nr. 2 bis 4
bedürfen der Genehmigung des
Hochschulrats.

(4) Die Studierenden der Städel-
schule sind verpflichtet, Beiträge zur
Finanzierung des Verpflegungsbe-
triebs der Städelschule und sonstiger
der Förderung der wirtschaftlichen,
sozialen, gesundheitlichen, sportli-
chen und kulturellen Belange der
Studierenden dienender Einrichtun-
gen und Maßnahmen der Städelschu-
le zu leisten. Die Beiträge werden
aufgrund einer Satzung des Senats
der Städelschule erhoben, die der Ge-
nehmigung des Hochschulrats bedarf.
Sie sollen die Beiträge der Studieren-
den der anderen Hochschulen des
Landes zu den Studentenwerken
nicht wesentlich übersteigen.

(5) Von den §§ 76 bis 80 können
durch Satzung des Senats der Städel-
schule, die der Genehmigung des
Hochschulrats bedarf, abweichende
Regelungen getroffen werden. Für
den Satzungsbeschluss ist zusätzlich
die Stimmenmehrheit der Senatsmit-
glieder nach § 36 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2
erforderlich.

(6) Bis zum Inkrafttreten von Sat-
zungen nach den Abs. 3 bis 5, längs-
tens jedoch bis zum 31. Dezember
2019, finden die entsprechenden Re-
gelungen der Satzungen der Städel-
schule in der am 31. Dezember 2018
geltenden Fassung weiter Anwen-
dung, soweit sie nicht mit diesem Ge-
setz unvereinbar sind. Bis zur Konsti-
tuierung eines Senats oder eines an-
deren satzungsgebenden Organs
nach diesem Gesetz oder der Grund-
ordnung verbleibt die Zuständigkeit
zum Beschluss von Satzungen beim
Konvent der Städelschule. Bis zur
Konstituierung eines Hochschulrats
nach diesem Gesetz oder der Grund-
ordnung nimmt das Kuratorium der
Städelschule die Aufgaben des Hoch-
schulrats wahr. Die Amtszeit der Mit-
glieder des Kuratoriums der Städel-
schule endet mit der Konstituierung
eines Hochschulrats, spätestens je-
doch am 31. Dezember 2019.“

34. § 91 Abs. 4 Satz 4 wird wie folgt ge-
fasst:

„Der Studiengang und der verliehene
Grad bedürfen der Akkreditierung; 
§ 12 Abs. 2 Satz 1 und 3 bis 6 gilt ent-
sprechend.“

35. In § 92 Abs. 2 Satz 1 wird nach der
Angabe „§ 62“ die Angabe „oder des

§ 64 Abs. 3 oder 4“ eingefügt und
werden die Wörter „nicht staatli-
chen“ durch das Wort „nichtstaatli-
chen“ ersetzt.

36. In § 95 Abs. 1 Nr. 5 werden nach dem
Wort „verleiht“ die Wörter „oder vor-
gibt, verleihen zu dürfen“ eingefügt.

37. § 96 wird aufgehoben.

38. § 101 Abs. 4 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden nach der Angabe
„60“ ein Komma und die Angabe
„63“ eingefügt.

b) In Satz 2 wird die Angabe 
„24. März 2015 (GVBl. S. 118)“
durch die Angabe „30. Juni 2017
(GVBl. S. 114)“ ersetzt.

Artikel 33)

Änderung des Gesetzes zur 
Verbesserung der Qualität der 

Studienbedingungen und der Lehre an
hessischen Hochschulen

In § 1 Abs. 2 Satz 6 des Gesetzes zur
Verbesserung der Qualität der Studienbe-
dingungen und der Lehre an hessischen
Hochschulen vom 18. Juni 2008 (GVBl. I
S. 764), geändert durch Gesetz vom 
14. Dezember 2009 (GVBl. I S. 666), wird
die Angabe „Abs. 4“ durch die Angabe
„Abs. 5“ ersetzt und nach der Angabe
„(GVBl. I S. 666)“ ein Komma und die
Angabe „zuletzt geändert durch Gesetz
vom 18. Dezember 2017 (GVBl. S. 482)“
eingefügt.

Artikel 44)

Änderung des Gesetzes über
die staatliche Anerkennung

von Berufsakademien

Das Gesetz über die staatliche Aner-
kennung von Berufsakademien vom 
15. September 2016 (GVBl. S. 162) wird
wie folgt geändert:

1. In § 4 Abs. 1 Nr. 2 wird die Angabe
„Satz 1“ gestrichen.

2. § 8 Abs. 1 Satz 1 bis 3 wird durch die
folgenden Sätze ersetzt:

„Studiengänge an Berufsakademien
sind zu akkreditieren und zu reakkre-
ditieren; gleiches gilt für die Erweite-
rung des Studiengangs um neue
fachliche Schwerpunkte. § 12 Abs. 2
Satz 1 und 4 bis 6 des Hessischen
Hochschulgesetzes vom 14. Dezem-
ber 2009 (GVBl. I S. 666), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 18. Dezem-
ber 2017 (GVBl. S. 482), gilt entspre-
chend.“

3. In § 9 Abs. 2 Nr. 9 wird die Angabe
„Abs. 5“ durch die Angabe „§ 10
Abs. 2“ ersetzt.

3) Ändert FFN 70-252
4) Ändert FFN 70-285
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Artikel 5

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der
Verkündung in Kraft. Abweichend von
Satz 1 tritt Art. 2 Nr. 1, 2, 29, 30, 33 und
37 am 1. Januar 2019 in Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt.
Es ist im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen zu verkünden.

Wiesbaden, den 18. Dezember 2017

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  

B o u f f i e r f ü r  W i s s e n s c h a f t  u n d  K u n s t

R h e i n
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Das Land Baden-Württemberg,
der Freistaat Bayern,
das Land Berlin,
das Land Brandenburg,
die Freie Hansestadt Bremen,
die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,
das Land Mecklenburg-Vorpommern,
das Land Niedersachsen,
das Land Nordrhein-Westfalen,
das Land Rheinland-Pfalz,
das Saarland,
der Freistaat Sachsen,
das Land Sachsen-Anhalt,
das Land Schleswig-Holstein und
der Freistaat Thüringen

(im Folgenden: „die Länder“ genannt)

schließen nachstehenden Staatsvertrag:

Artikel 1

Qualitätssicherung

(1) 1Die Sicherung und Entwicklung
der Qualität in Studium und Lehre ist vor-
rangig Aufgabe der Hochschulen. 2Sie er-
füllen diese Aufgabe durch hochschulin-
terne Maßnahmen der Qualitätssicherung
und -entwicklung und durch die in Arti-
kel 3 Absatz 1 festgelegten Verfahren.

(2) Die Länder tragen im Rahmen der
Qualitätssicherung und -entwicklung ge-
meinsam dafür Sorge, dass die Gleich-
wertigkeit einander entsprechender Stu-
dien- und Prüfungsleistungen sowie Stu-
dienabschlüsse und die Möglichkeit des
Hochschulwechsels gewährleistet wer-
den.

(3) 1Die auf der Grundlage dieses
Staatsvertrages qualitätsgesicherten Stu-
diengänge werden in allen Ländern hoch-
schulrechtlich als gleichwertig qualitäts-
gesichert anerkannt. 2Andere Formen der
Qualitätssicherung bleiben unberührt.

Artikel 2

Grundlage und Maßstäbe

(1) Die Qualitätssicherung und -ent-
wicklung muss insbesondere in Bachelor-
und Masterstudiengängen durch die Ein-
haltung der Kriterien nach den Absätzen
2 und 3 und die Berufsrelevanz der Ab-
schlüsse gewährleistet werden.

(2) 1Formale Kriterien sind Studien-
struktur und Studiendauer, Studiengangs-
profile, Zugangsvoraussetzungen und
Übergänge zwischen Studienangeboten,
Abschlüsse und Abschlussbezeichnun-
gen, Modularisierung, Mobilität und Leis-
tungspunktesystem, Gleichstellung der
Bachelor- und Masterstudiengänge zu
den bisherigen Diplom-, Staatsexamens-

und Magisterstudiengängen, Maßnahmen
zur Anerkennung von Leistungen bei ei-
nem Hochschul- oder Studiengangswech-
sel und von außerhochschulisch erbrach-
ten Leistungen. 2Artikel 4 Absatz 2 bleibt
unberührt.

(3) Zu den fachlich-inhaltlichen Krite-
rien gehören

1. dem angestrebten Abschlussniveau
entsprechende Qualifikationsziele ei-
nes Studiengangs unter anderem be-
zogen auf den Bereich der wissen-
schaftlichen oder der künstlerischen
Befähigung sowie die Befähigung zu
einer qualifizierten Erwerbstätigkeit
und Persönlichkeitsentwicklung,

2. die Übereinstimmung der Qualifikati-
onsziele mit einem schlüssigen Studi-
engangskonzept und seine Umsetzung
durch eine angemessene Ressourcen-
ausstattung, entsprechende Qualifika-
tion der Lehrenden und entsprechende
kompetenzorientierte Prüfungen sowie
die Studierbarkeit unter Einbeziehung
des Selbststudiums,

3. auf dem aktuellen Stand von Wissen-
schaft und Forschung befindliche fach-
lich-inhaltliche Standards,

4. Maßnahmen zur Erzielung eines hin-
reichenden Studienerfolgs,

5. Maßnahmen zur Geschlechtergerech-
tigkeit und zum Nachteilsausgleich für
Studierende mit Behinderung oder
chronischer Erkrankung,

6. das Konzept des Qualitätsmanage-
mentsystems (Ziele, Prozesse und In-
strumente) sowie die Maßnahmen zur
Umsetzung des Konzepts.

(4) Hinsichtlich der Qualitätssicherung
und -entwicklung ist das geltende Recht
des Landes, in dem die Hochschule ihren
Sitz hat, und im Falle einer Niederlassung
das geltende Recht des Landes, in dem
die Hochschule der Niederlassung ihren
Sitz hat, zu beachten.

Artikel 3

Verfahren

(1) Die Verfahren zur Sicherung und
Entwicklung der Qualität in Studium und
Lehre beziehen sich

1. auf die Sicherung der Leistungsfähig-
keit hochschulinterner Qualitätsmana-
gementsysteme mit externer Beteili-
gung (Systemakkreditierung),

2. auf die Qualitätssicherung und Quali-
tätsentwicklung einzelner Studiengän-
ge mit externer Beteiligung (Pro-
grammakkreditierung) oder

Staatsvertrag

über die Organisation eines gemeinsamen Akkreditierungssystems 
zur Qualitätssicherung in Studium und Lehre an deutschen Hochschulen 

(Studienakkreditierungsstaatsvertrag)
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3. auf andere, mit dem Akkreditierungs-
rat und dem jeweiligen Land nach den
Kriterien des Artikels 2 abgestimmte
Verfahren; für diese Verfahren gelten
Absatz 2 Satz 1 sowie die in diesem
Staatsvertrag und in den Rechtsverord-
nungen nach Artikel 4 festgelegten
Grundätze zur angemessenen Beteili-
gung der Wissenschaft entsprechend.

(2) 1Die Verfahren nach Absatz 1 Num-
mern 1 und 2 erfolgen

1. auf Antrag der Hochschule, der gegen-
über dem Akkreditierungsrat oder der
in dem Verfahren nach Absatz 1 Num-
mer 3 bestimmten Stelle abzugeben
ist,

2. auf der Basis eines Selbstevaluations-
berichts der Hochschule, der mindes-
tens Angaben zu den Qualitätszielen
der Hochschule und zu den Kriterien
gemäß Artikel 2 Absätze 2 und 3 ent-
hält,

3. unter maßgeblicher Beteiligung exter-
ner unabhängiger sachverständiger
Personen aus den für die Qualitätssi-
cherung relevanten gesellschaftlichen
Bereichen, insbesondere Vertreterin-
nen und Vertreter aus Wissenschaft
und Berufspraxis sowie Studierende,

4. durch Begutachtung und Erstellung ei-
nes Gutachtens mit Beschluss- und Be-
wertungsempfehlungen nach den in
der Rechtsverordnung nach Artikel 4
festgelegten Standards und

5. unter Mitbestimmung fachlich affiner
Hochschullehrerinnen und Hochschul-
lehrer.

2Die Hochschulen bedienen sich auf der
Grundlage privaten Rechts zur Begutach-
tung und Erstellung des Gutachtens ge-
mäß Satz 1 Nummer 4 der Hilfe einer der
bei dem European Quality Assurance Re-
gister for Higher Education (EQAR) regis-
trierten und vom Akkreditierungsrat nach
Artikel 5 Absatz 3 Nummer 5 zugelasse-
nen Agenturen. 3Grundlage und Maßstab
der Begutachtung nach Satz 1 Nummer 4
sind ausschließlich die Regelungen dieses
Staatsvertrages und die Regelungen, die
auf der Grundlage dieses Staatsvertrages
erlassen wurden.

(3) 1Die Hochschulrektorenkonferenz
entwickelt ein Verfahren, welches sicher-
stellt, dass bei der Benennung der Hoch-
schullehrerinnen und Hochschullehrer im
Sinne des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 5 ei-
ne hinreichende Teilhabe der Wissen-
schaft gegeben ist. 2Das Verfahren bedarf
der Zustimmung des Stiftungsrates. 3Die
Agenturen sind hinsichtlich der Bestel-
lung der Gutachterinnen und Gutachter
im Sinne des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 4
an dieses Verfahren gebunden.

(4) Vor der abschließenden Entschei-
dung nach Absatz 5 erhält die Hochschu-
le Gelegenheit, Stellung zu nehmen.

(5) 1Die das Verfahren abschließende
Entscheidung des Akkreditierungsrates
umfasst

1. die Feststellung der Einhaltung der
formalen Kriterien gemäß Artikel 2
Absatz 2 und

2. die Feststellung der Einhaltung der
fachlich-inhaltlichen Kriterien gemäß
Artikel 2 Absatz 3.

2Grundlage und Maßstab der Entschei-
dung nach Satz 1 sind ausschließlich die
Regelungen dieses Staatsvertrages und
die Regelungen, die auf der Grundlage
dieses Staatsvertrages erlassen wurden.
3Über die Feststellung nach Satz 1 Num-
mer 2 wird auf der Grundlage des Gut-
achtens nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 4
entschieden; eine begründete Abwei-
chung ist möglich. 4Die Entscheidung
nach Satz 1 ist ein Verwaltungsakt im
Sinne des § 35 des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes.

(6) 1Das Verfahren wird dokumentiert.
2Die Gutachten und Entscheidungen wer-
den in geeigneter Weise veröffentlicht.

(7) Gegen die Entscheidung nach Ab-
satz 5. steht der Hochschule der Verwal-
tungsrechtsweg offen.

(8) Für die Durchführung der Verfah-
ren nach Absatz 1 erhebt der Akkreditie-
rungsrat von den Hochschulen nach Maß-
gabe des Artikels 6 Absatz 4 Gebühren.

Artikel 4

Verordnung zur Regelung des Näheren
der Studienakkreditierung 

(Studienakkreditierungsverordnung)

(1) Zur Sicherung und Entwicklung
der Qualität in Studium und Lehre be-
stimmen die Länder durch Rechtsverord-
nungen das Nähere zu den formalen Kri-
terien nach Artikel 2 Absatz 2, zu den
fachlich-inhaltlichen Kriterien nach Arti-
kel 2 Absatz 3 sowie zum Verfahren nach
Artikel 3.

(2) 1Für einzelne Studienbereiche kön-
nen die Länder zur Sicherung und Ent-
wicklung der studienbereichsadäquaten
Qualität in Studium und Lehre durch
Rechtsverordnungen regeln, dass für die-
se Studienbereiche die Kriterien nach Ar-
tikel 2 Absatz 2 nach Maßgabe besonde-
rer Regelungen gelten. 2Studienbereiche
im Sinne des Satzes 1 sind zum Beispiel
künstlerische Studiengänge an Kunst-
und Musikhochschulen sowie Studien-
gänge, mit denen die Voraussetzungen
für ein Lehramt vermittelt werden.

(3) 1Die Länder bestimmen durch
Rechtsverordnungen das Nähere zu den
Verfahren gemäß Artikel 3 Absatz 1
Nummern 1 und 2, insbesondere

1. das Nähere zur Verfahrenseinleitung,
insbesondere hinsichtlich der Beauftra-
gung der Agentur durch die Hoch-
schule,

2. die Vorgabe eines einheitlichen Ras-
ters und einheitlicher Standards für

a) die Gutachten nach Artikel 3 Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 4 sowie

b) den Prüfbericht über die Einhal-
tung der formalen Kriterien,
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3. die Zusammensetzung des für die Be-
gutachtung und Erstellung des Gut-
achtens nach Artikel 3 Absatz 2 Satz 1
Nummer 4 zuständigen Gremiums,

4. die fachlichen Anforderungen an die
Gutachterinnen und Gutachter,

5. den Zeitraum der Geltung der Akkre-
ditierungsentscheidungen (Reakkredi-
tierungsfristen),

6. die Voraussetzungen, unter denen eine
Akkreditierung oder eine Reakkredi-
tierung entzogen werden kann sowie

7. das Nähere zur Verbindung mit Ver-
fahren, die über die berufszulassungs-
rechtliche Eignung eines Studiengangs
entscheiden, sowie zur Umsetzung ge-
meinsamer Ausbildungsrahmen nach
Artikel 49a der Richtlinie 2005/36/EG
in der jeweils geltenden Fassung.

2Die Rechtsverordnungen nach Satz 1 se-
hen vor, dass bei der konkreten Festle-
gung der in den einzelnen Verfahren gel-
tenden fachlich-inhaltlichen Kriterien die
Hochschullehrerinnen und Hochschulleh-
rer im Sinne des Artikels 3 Absatz 2 Satz 1
Nummer 5 die Mehrheit der Stimmen des
für die Begutachtung zuständigen Gremi-
ums besitzen.

(4) Die Länder können durch Rechts-
verordnungen darüber hinaus das Nähere
zu den Verfahren gemäß Artikel 3 Ab-
satz 1 Nummer 3 bestimmen.

(5) Die Länder können durch Rechts-
verordnung Regelungen zu den von den
Agenturen zu erhebenden Entgelten, ins-
besondere zu den Entgelttatbeständen, zu
Entgelthöhe und Entgeltbemessung tref-
fen; es können feste Sätze oder Rahmen-
entgelte vorgesehen werden.

(6) Die Rechtsverordnungen nach den
Absätzen 1, 2, 3 und 5 müssen überein-
stimmen, soweit dies zur Sicherung der
Verpflichtung der Länder nach Artikel 1
Absatz 2 notwendig ist.

Artikel 5

Stiftung Akkreditierungsrat

(1) 1Die Stiftung zur Akkreditierung
von Studiengängen in Deutschland, er-
richtet durch das nordrhein-westfälische
Gesetz zur Errichtung einer Stiftung „Stif-
tung zur Akkreditierung von Studiengän-
gen in Deutschland“ vom 15. Februar
2005 (GV. NRW. S. 45), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 16. September 2014
(GV. NRW. S. 547), trägt die Bezeichnung
„Stiftung Akkreditierungsrat“. 2Die Stif-
tung Akkreditierungsrat ist eine gemein-
same Einrichtung der Länder für die Ak-
kreditierung und Qualitätssicherung in
Studium und Lehre an deutschen Hoch-
schulen. 3Das Land Nordrhein-Westfalen
wird sein Gesetz zur Errichtung einer Stif-
tung „Stiftung zur Akkreditierung von
Studiengängen in Deutschland“ nach
Maßgabe der folgenden Bestimmungen
ändern. 4Die Stiftung hat ihren Sitz in
Bonn. 5Sie führt ein in der Satzung gere-
geltes Dienstsiegel.

(2) Die Länder nehmen durch die Stif-
tung ihre Aufgaben nach Artikel 1 Ab-
satz 2 wahr und kommen damit ihrer ge-
samtstaatlichen Verantwortung im Hoch-
schulbereich für die Gewährleistung der
Gleichwertigkeit einander entsprechen-
der Studien- und Prüfungsleistungen so-
wie Studienabschlüsse und der Möglich-
keit des Hochschulwechsels nach.

(3) Die Stiftung dient der Erfüllung der
folgenden Aufgaben:

1. Studiengänge und hochschulinterne
Qualitätssicherungssysteme sowie an-
dere, mit dem Akkreditierungsrat und
dem jeweiligen Land auf Grundlage
der Kriterien des Artikels 2 abge-
stimmte Verfahren der Qualitätssiche-
rung durch Verleihung des Siegels der
Stiftung zu akkreditieren und reakkre-
ditieren.

2. Sie legt unter Berücksichtigung der
Entwicklung in Europa die Vorausset-
zungen für die Anerkennung von Ak-
kreditierungen durch ausländische
Einrichtungen fest.

3. Sie fördert die internationale Zusam-
menarbeit im Bereich der Akkreditie-
rung und der Qualitätssicherung.

4. Sie berichtet den Ländern regelmäßig
über die Entwicklung des gestuften
Studiensystems und über die Quali-
tätsentwicklung im Rahmen der Ak-
kreditierung.

5. Sie lässt die Agenturen im Sinne des
Artikel 3 Absatz 2 Satz 2 zu. Voraus-
setzung für die Zulassung ist der durch
die Agentur zu führende Nachweis,
dass sie zuverlässig in der Lage ist, die
Aufgaben der Begutachtung und der
Erstellung des Gutachtens wahrzuneh-
men; bei den bei dem EQAR registrier-
ten Agenturen wird dies widerlegbar
vermutet.

6. Sie unterstützt die Länder bei der Wei-
terentwicklung des deutschen Quali-
tätssicherungssystems und unterbreitet
Vorschläge für die nach Artikel 4 zu
erlassenden Rechtsverordnungen.

Artikel 6

Stiftungsvermögen, Gebühren

(1) 1Zur Erfüllung des Stiftungszwecks
(Artikel 5) erhält die Stiftung einen jährli-
chen Zuschuss der Länder. 2Der Betrag
wird von den Ländern nach dem König-
steiner Schlüssel in der jeweils geltenden
Fassung aufgebracht. 3Der Zuschuss wird
nur gewährt, soweit der Verwaltungsauf-
wand der Stiftung nicht durch Gebühren
nach Absatz 4 gedeckt wird. 4Die Anteils-
beträge der Länder werden im Laufe ei-
nes jeden Haushaltsjahres in zwei Teilbe-
trägen zum 1. Januar und zum 1. Juli
nach den Ansätzen des Wirtschaftsplans
fällig.

(2) Die Stiftung ist berechtigt, Zuwen-
dungen von dritter Seite anzunehmen.

(3) Erträgnisse des Stiftungsvermögens
und sonstige Einnahmen dürfen nur im
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Sinne des Stiftungszwecks verwendet
werden.

(4) 1Die Stiftung kann zur Deckung ih-
res Verwaltungsaufwandes nach näherer
Bestimmung der Gebührenordnung Ge-
bühren für die Durchführung der Verfah-
ren nach Artikel 3 Absatz 1 und nach 
Artikel 5 Absatz 3 Nummer 5 erheben.
2Die Gebührenordnung muss zumindest
den die Gebühr begründenden Tatbe-
stand, den Gebührensatz sowie den Zeit-
punkt ihrer Fälligkeit angeben. 3Die §§ 3
bis 5, 9 bis 22 des Gebührengesetzes für
das Land Nordrhein  Westfalen gelten ent-
sprechend, soweit in der Gebührenord-
nung nichts anderes bestimmt ist. 4Die
Gebührenordnung wird vom Stiftungsrat
unter Beteiligung der Ständigen Konfe-
renz der Kultusminister der Länder in der
Bundesrepublik Deutschland beschlos-
sen.

Artikel 7

Satzung; Geschäftsordnung

(1) 1Die Stiftung gibt sich eine Satzung,
die vom Stiftungsrat mit einer Mehrheit
von zwei Dritteln seiner Mitglieder be-
schlossen wird und die der Genehmigung
des Ministeriums für Innovation, Wissen-
schaft und Forschung des Landes Nord-
rhein-Westfalen bedarf; sie wird im Mi-
nisterialblatt für das Land Nordrhein-
Westfalen veröffentlicht. 2Das Gleiche gilt
für Änderungen der Satzung.

(2) Die Satzung regelt insbesondere
die Vertretung der Organe der Stiftung,
die Grundsätze der Zusammenarbeit zwi-
schen ihren Organen sowie das Nähere
zur Aufgabe und Arbeitsweise des Akkre-
ditierungsrates, zur Inkompatibilität zwi-
schen der Mitgliedschaft im Akkreditie-
rungsrat und einer Agentur, zum Wirt-
schaftsplan und Jahresabschluss, zur Ent-
lastung des Vorstands und zur Evaluie-
rung der Arbeit der Stiftung.

(3) Die Organe der Stiftung können
sich nach Maßgabe der Satzung eine Ge-
schäftsordnung geben.

Artikel 8

Organe der Stiftung

(1) Organe der Stiftung sind

1. der Akkreditierungsrat,

2. der Vorstand,

3. der Stiftungsrat

(2) Die Organe müssen bei allen Vor-
schlägen und Entscheidungen die ge-
schlechtsspezifischen Auswirkungen be-
achten (Gender Mainstreaming).

Artikel 9

Akkreditierungsrat

(1) 1Der Akkreditierungsrat beschließt
über alle Angelegenheiten der Stiftung.
2Insbesondere akkreditiert und reakkredi-
tiert er gemäß Artikel 3 Absatz 5 die Stu-
diengänge und hochschulinternen Quali-

tätssicherungssysteme an den deutschen
Hochschulen; die Akkreditierung und die
Reakkreditierung können mit einer Be-
dingung oder einem Vorbehalt des Wider-
rufs erlassen oder mit einer Auflage oder
dem Vorbehalt einer nachträglichen Auf-
nahme, Änderung oder Ergänzung einer
Auflage verbunden werden. 3Er trifft sei-
ne Entscheidungen mit der Mehrheit sei-
ner Stimmen. 4Die laufenden Geschäfte
der Stiftung gelten als auf den Vorstand
übertragen, soweit nicht der Akkreditie-
rungsrat sich für einen bestimmten Kreis
von Geschäften oder für einen Einzelfall
die Entscheidung vorbehält.

(2) 1Mitglieder des Akkreditierungsra-
tes sind:

1. acht Hochschullehrerinnen oder Hoch-
schullehrer von staatlichen oder staat-
lich anerkannten Hochschulen in der
Bundesrepublik Deutschland, die zu-
mindest die vier Fächergruppen der
Geisteswissenschaften, Gesellschafts-
wissenschaften, Naturwissenschaften
und der Ingenieurwissenschaften re-
präsentieren müssen,

2. eine Vertreterin oder ein Vertreter der
Hochschulrektorenkonferenz,

3. vier Vertreterinnen oder Vertreter der
Länder in der Bundesrepublik
Deutschland,

4. fünf Vertreterinnen oder Vertreter aus
der beruflichen Praxis, davon eine Ver-
treterin oder ein Vertreter der für das
Dienst- und Tarifrecht zuständigen
Landesministerien,

5. zwei Studierende,

6. zwei ausländische Vertreterinnen oder
Vertreter mit Akkreditierungserfah-
rungen,

7. eine Vertreterin oder ein Vertreter der
Agenturen mit beratender Stimme.

2Die Mitglieder nach Satz 1 Nummer 1
werden auf Vorschlag der Hochschulrek-
torenkonferenz von der Ständigen Konfe-
renz der Kultusminister der Länder in der
Bundesrepublik Deutschland (Kultusmi-
nisterkonferenz) für die Dauer von vier
Jahren bestellt. 3Die Hochschulrektoren-
konferenz stellt bei ihrem Vorschlag si-
cher, dass die unterschiedlichen Hoch-
schularten und die Fächervielfalt eine an-
gemessene Berücksichtigung finden und
die Hochschullehrerinnen und Hoch-
schullehrer nicht einer Hochschulleitung
angehören. 4Die Mitglieder nach Satz 1
Nummern 2 und 5 werden von der Hoch-
schulrektorenkonferenz, die Mitglieder
nach Satz 1 Nummer 3 von der Kultusmi-
nisterkonferenz, die Vertreterin oder der
Vertreter der für das Dienst- und Tarif-
recht zuständigen Landesministerien
nach Satz 1 Nummer 4 von der Kultusmi-
nisterkonferenz im Einvernehmen mit der
Ständigen Konferenz der Innenminister
und -Senatoren der Länder, die sonstigen
Mitglieder nach Satz 1 Nummern 4 und 6
gemeinsam von der Kultusministerkonfe-
renz und der Hochschulrektorenkonfe-
renz und das Mitglied nach Satz 1 Num-
mer 7 durch die vom Akkreditierungsrat



492 Nr. 30 – Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen – 28. Dezember 2017

zugelassenen Agenturen benannt  und
sodann einvernehmlich durch die Kultus-
ministerkonferenz und die Hochschulrek-
torenkonferenz für die Dauer von vier
Jahren bestellt; die Satzung kann für die
Studierenden eine kürzere Amtszeit vor-
sehen. 5Wiederbenennung und -bestel-
lung ist auch mehrfach zulässig. 6Scheidet
ein Mitglied vorzeitig aus, wird das neue
Mitglied alsbald bis zum Ende der laufen-
den Amtsperiode benannt und bestellt;
Ausnahmen regelt die Satzung. 7Nach
Ablauf der Amtszeit bleiben die Mitglie-
der im Amt bis zur Bestellung des Neu-
mitglieds; Satz 6 Halbsatz 2 gilt entspre-
chend. 8Die Mitglieder können bei Vorlie-
gen eines wichtigen Grundes vom Stif-
tungsrat abberufen werden. 9Die Mitglie-
der nach Satz 1 Nummern 1 bis 6 können
ihre Stimme auf ein anderes Mitglied der
jeweiligen Mitgliedergruppe übertragen.

(3) 1Der Akkreditierungsrat wählt aus
den Mitgliedern nach Absatz 2 Satz 1
Nummer 1, 2 oder 3 für die Dauer von
vier Jahren seine Vorsitzende oder seinen
Vorsitzenden und deren oder dessen
Stellvertreterin oder Stellvertreter. 2Beide
dürfen nicht derselben Gruppe nach Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 1, 2 oder 3 angehö-
ren. 3Absatz 2 Sätze 5 bis 7 gelten ent-
sprechend.

(4) Bei Abstimmungen über Gegen-
stände der in Artikel 3 Absatz 5 Satz 1
Nummer 2 genannten Art führen die Mit-
glieder nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 1
die doppelte Stimme, welche nur einheit-
lich abgegeben werden kann.

(5) 1Die Mitglieder des Akkreditie-
rungsrates werden ehrenamtlich tätig.
2Sie erhalten einen angemessenen Ersatz
ihrer Auslagen und können eine Auf-
wandsentschädigung erhalten.

(6) Das Nähere, insbesondere zu den
Beschlussvoraussetzungen und zur Hin-
zuziehung weiterer beratender Mitglie-
der, regelt die Satzung.

Artikel 10

Vorstand

(1) 1Der Vorstand führt die Beschlüsse
des Akkreditierungsrates aus und führt
die laufenden Geschäfte der Stiftung; im
Übrigen werden die Befugnisse des Vor-
stands durch die Satzung bestimmt. 2Die
oder der Vorsitzende des Vorstands ver-
tritt die Stiftung gerichtlich und außerge-
richtlich und kann sich hierbei im Einzel-
fall oder für einen Kreis von Geschäften
vertreten lassen.

(2) Dem Vorstand gehören an:

1. als Vorsitz die oder der Vorsitzende
des Akkreditierungsrates,

2. die oder der stellvertretende Vorsitzen-
de des Akkreditierungsrates,

3. die Geschäftsführerin oder der Ge-
schäftsführer der Stiftung.

(3) Das Nähere regelt die Satzung.

Artikel 11

Stiftungsrat

(1) Der Stiftungsrat überwacht die
Rechtmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit
der Führung der Stiftungsgeschäfte durch
den Akkreditierungsrat und den Vor-
stand.

(2) 1Dem Stiftungsrat gehören an:

1. sechs Vertreterinnen oder Vertreter
der Länder,

2. fünf Vertreterinnen oder Vertreter der
Hochschulrektorenkonferenz.

2Die Mitglieder nach Satz 1 Nummer 1
werden von der Kultusministerkonferenz,
die Mitglieder nach Satz 1 Nummer 2 von
der Hochschulrektorenkonferenz für die
Dauer von vier Jahren bestellt. 3Artikel 9
Absatz 2 Sätze 5 bis 7 gilt entsprechend.
4Die Übertragung der Stimme auf ein an-
deres Mitglied der jeweiligen Mitglieder-
gruppe nach Satz 1 ist zulässig. 5Die Mit-
glieder des Stiftungsrates dürfen nicht
gleichzeitig Mitglieder im Akkreditie-
rungsrat sein.

Artikel 12

Geschäftsstelle der Stiftung

(1) 1Die Stiftung unterhält an ihrem
Sitz eine Geschäftsstelle, die von der Ge-
schäftsführerin oder dem Geschäftsführer
geleitet wird. 2Sie unterstützt die Erledi-
gung der Geschäfte der Stiftung und un-
tersteht den fachlichen Weisungen der
oder des Vorsitzenden des Vorstands.

(2) 1Dienstvorgesetzte oder Dienstvor-
gesetzter der Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer der Stiftung ist die oder der
Vorsitzende des Vorstands. 2Auf sie sind
die für die Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer des Sitzlandes jeweils gelten-
den Tarifverträge und sonstigen Bestim-
mungen anzuwenden. 3Hinsichtlich der
dienstvorgesetzten Stelle für die Vorsit-
zende oder den Vorsitzenden des Vor-
stands gelten die allgemeinen arbeits-
und beamtenrechtlichen Regelungen.

Artikel 13

Wirtschaftsführung, Rechnungslegung

(1) Für das Haushaltsrecht der Stiftung
gilt Teil VI der Landeshaushaltsordnung
des Landes Nordrhein-Westfalen in der
jeweils geltenden Fassung, soweit nicht
durch diesen Staatsvertrag etwas anderes
bestimmt ist.

(2) 1Vor Beginn eines jeden Kalender-
jahres (Geschäftsjahres) hat der Vorstand
rechtzeitig einen Wirtschaftsplan aufzu-
stellen, der vom Akkreditierungsrat mit
Zustimmung des Stiftungsrates, dessen
Zustimmung eine Zustimmung der Mehr-
heit seiner Mitglieder gemäß Artikel 11
Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 voraussetzt,
festgestellt wird. 2Der Wirtschaftsplan bil-
det die Grundlage für die Einnahmen und
Ausgaben; ihm ist als Anlage eine Über-
sicht über die Stellen der Stiftung beizu-
fügen. 3Stellt das Land einen Haushalts-
plan für zwei oder mehrere Jahre auf, ist
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hinsichtlich der Wirtschaftspläne entspre-
chend zu verfahren.4Der Wirtschaftsplan
der Stiftung bedarf der Zustimmung der
Kultusministerkonferenz und der Finanz-
ministerkonferenz mit einer Mehrheit von
zwei Dritteln.

(3) 1Innerhalb von sechs Monaten nach
Ablauf des Geschäftsjahres hat der Vor-
stand den Jahresabschluss zu erstellen
und mit dem Prüfbericht des Rechnungs-
prüfers, der Vermögensübersicht sowie
dem Tätigkeitsbericht dem Akkreditie-
rungsrat und dem Stiftungsrat vorzule-
gen. 2Das Nähere regelt die Satzung.

(4) Die Haushalts- und Wirtschaftsprü-
fung der Stiftung unterliegt der Prüfung
durch den Landesrechnungshof des Sitz-
landes.

(5) Im Übrigen gelten die Rechtsvor-
schriften des Sitzlandes über das Haus-
halts-, Kassen  und Rechnungswesen und
über die Rechnungsprüfung sowie die
hierzu ergangenen Verwaltungsvorschrif-
ten.

Artikel 14

Aufsicht
1Die Stiftung untersteht der Rechtsauf-

sicht des Ministeriums für Innovation,
Wissenschaft und Forschung des Landes
Nordrhein-Westfalen. 2§ 76 Absätze 2 bis
4 des Gesetzes über die Hochschulen des
Landes Nordrhein-Westfalen vom 
16. September 2014 (GV. NRW. S. 547)
gilt entsprechend.

Artikel 15

Evaluation

Das Akkreditierungssystem ist im Auf-
trag der Kultusministerkonferenz und der
Hochschulrektorenkonferenz, insbeson-
dere hinsichtlich der Organisationsstruk-
tur und des Wirkens der Stiftung sowie
der sonstigen Verfahrensregelungen, re-
gelmäßig und in angemessener Frist, erst-
mals fünf Jahre nach Inkrafttreten dieses
Staatsvertrages, zu evaluieren.

Artikel 16

Übergangsvorschritten

(1) 1Soweit Verfahren der Programm-
akkreditierung oder der Systemakkredi-
tierung im Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieses Staatsvertrages bereits begonnen
haben, gilt vorbehaltlich anderweitiger
Regelungen in der Rechtsverordnung
nach Absatz 2 für die Durchführung die-
ser Akkreditierungsverfahren das bis zum
Inkrafttreten dieses Staatsvertrages gel-
tende Recht. 2Eine Programmakkreditie-
rung oder Systemakkreditierung hat im
Sinne des Satzes 1 begonnen, sobald die
Hochschule einen Vertrag über die Vor-
nahme der Programmakkreditierung oder
der Systemakkreditierung mit der Agen-
tur geschlossen hat. 3Agenturen im Sinne
des Satzes 2 sind diejenigen Agenturen,
die gemäß § 2 Absatz 1 Nummer 1 des
Gesetzes zur Errichtung einer Stiftung
„Stiftung zur Akkreditierung von Studi-

engängen in Deutschland“ vom 15. Feb-
ruar 2005 (GV. NRW. S. 45), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 16. September
2014 (GV. NRW. S. 547), von der Stiftung
zur Akkreditierung von Studiengängen in
Deutschland akkreditiert worden sind.

(2) 1Die Länder werden ermächtigt,
durch Rechtsverordnungen das Nähere
hinsichtlich des Übergangs zwischen dem
für die Verfahren der Akkreditierung gel-
tenden bisherigen Recht und dem nach
diesem Staatsvertrag geltenden Recht zu
regeln. 2Des Weiteren werden die Länder
ermächtigt, durch Rechtsverordnungen
das Nähere hinsichtlich der Weitergel-
tung des bis zum Inkrafttreten dieses
Staatsvertrages geltenden Rechts für den
Zeitraum zwischen dem Inkrafttreten die-
ses Staatsvertrags und dem Inkrafttreten
der Rechtsverordnungen nach Artikel 4
zu regeln. 3Die Rechtsverordnungen nach
den Sätzen 1 und 2 müssen übereinstim-
men, soweit dies zur Sicherung der Ver-
pflichtung der Länder nach Artikel 1 Ab-
satz 2 notwendig ist.

Artikel 17

Berufsakademien; Kirchenverträge

(1) 1Für staatliche und staatlich aner-
kannte Berufsakademien gelten die Rege-
lungen dieses Staatsvertrages und Rege-
lungen, die auf der Grundlage dieses
Staatsvertrages erlassen wurden, entspre-
chend. 2Ausbildungsgänge an staatlichen
und staatlich anerkannten Berufsakade-
mien gelten als Studiengänge im Sinne
dieses Staatsvertrages.

(2) Die staatskirchenrechtlichen Rege-
lungen und Vereinbarungen bleiben un-
berührt.

Artikel 18

Schlussvorschriften

(1) 1Dieser Staatsvertrag ist geschlos-
sen, wenn wenigstens 15 Regierungsche-
finnen und Regierungschefs der vertrags-
schließenden Länder ihn unterzeichnet
haben. 2Er tritt am ersten Tag des Monats
in Kraft, der auf den Monat folgt, in dem
die letzte Ratifikationsurkunde eines ver-
tragsschließenden Landes nach Satz 1 bei
der Staatskanzlei des Sitzlandes der Stif-
tung hinterlegt ist.

(2) 1Ein Land, das den Staatsvertrag
nicht bis zum Zeitpunkt seines Inkrafttre-
tens nach Absatz 1 Satz 2 unterzeichnet
hat, kann dem Staatsvertrag durch Unter-
zeichnung später beitreten. 2Dazu richtet
es an die Staatskanzlei des Sitzlandes der
Stiftung eine von der Regierungschefin
oder dem Regierungschef unterzeichnete
Erklärung, dass das Land dem Staatsver-
trag in der zu diesem Zeitpunkt gelten-
den Fassung beitreten wolle. 3Der Beitritt
ist vollzogen, sobald das beitretende Land
die Ratifikationsurkunde bei der Staats-
kanzlei des Sitzlandes hinterlegt hat.

(3) 1Dieser Staatsvertrag kann von je-
dem Land durch schriftliche Erklärung
gegenüber den übrigen vertragschließen-
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den Ländern zum Schluss eines Kalender-
jahres mit einer Frist von einem Jahr ge-
kündigt werden. 2Die Kündigung ist
schriftlich gegenüber dem oder der Vor-
sitzenden der Ministerpräsidentenkonfe-
renz zu erklären. 3Die Kündigung eines
Landes lässt das zwischen den übrigen
Ländern bestehende Vertragsverhältnis

unberührt, jedoch kann jedes der übrigen
Länder das Vertragsverhältnis binnen ei-
ner Frist von drei Monaten nach Eingang
der Benachrichtigung über die gegenüber
der oder dem Vorsitzenden der Minister-
präsidentenkonferenz erfolgte Kündi-
gungserklärung zum selben Zeitpunkt
kündigen.

Für das Land Baden-Württemberg:

Berlin, den 1. Juni 2017 Winfried Kretschmann

Für das Land Bayern:

Berlin, den 1. Juni 2017 Horst Seehofer

Für das Land Berlin:

Berlin, den 1. Juni 2017 Michael Müller

Für das Land Brandenburg:

Berlin, den 1. Juni 2017 Dietmar Woidke

Für die Freie Hansestadt Bremen:

Berlin, den 1. Juni 2017 Carsten Sieling

Für die Freie und Hansestadt Hamburg:

Berlin, den 1. Juni 2017 Olaf Scholz

Für das Land Hessen:

Berlin, den 1. Juni 2017 Volker Bouffier

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern:

Schwerin, den 6. Juni 2017 Erwin Sellering

Für das Land Niedersachsen:

Berlin, den 1. Juni 2017 Stephan Weil

Für das Land Nordrhein-Westfalen:

Düsseldorf, den 20. Juni 2017 Hannelore Kraft

Für das Land Rheinland-Pfalz:

Berlin, den 1. Juni 2017 Malu Dreyer

Für das Saarland:

Berlin, den 1. Juni 2017 Annegret Kramp-Karrenbauer

Für den Freistaat Sachsen:

Berlin, den 1. Juni 2017 Stanislaw Tillich

Für das Land Sachsen-Anhalt:

Berlin, den 1. Juni 2017 Reiner Haseloff

Für das Land Schleswig-Holstein:

Kiel, den 12. Juni 2017 Thorsten Albig

Für den Freistaat Thüringen:

Berlin, den 1. Juni 2017 Bodo Ramelow
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Aufgrund des § 3 Abs. 1 Satz 1 des Ge-
setzes zum Staatsvertrag über die Errich-
tung einer gemeinsamen Einrichtung für
Hochschulzulassung vom 15. Dezember
2009 (GVBl. I S. 705), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 30. November 2015
(GVBl. S. 510), verordnet der Minister für
Wissenschaft und Kunst:

§ 1

In den nachfolgend aufgeführten Stu-
diengängen werden zur Aufnahme von
Studienanfängerinnen und Studienanfän-
gern in das erste Fachsemester sowie zur
Aufnahme von Studierenden in höhere
Fach semester an den Hochschulen des
Landes Hessen zum Sommersemester
2018 folgende Zulassungszahlen festge-
setzt:

*) FFN 70-289

Verordnung
über die Festsetzung von Zulassungszahlen an den Hochschulen

des Landes Hessen im Sommersemester 2018 
(Zulassungszahlenverordnung 2018)

Vom 9. Dezember 2017

A. Studiengänge mit Abschluss Bachelor, Diplom oder Staatsexamen (ohne Lehrämter)

Hochschule/Studiengang Fachsemester

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10

1. Hochschule Darmstadt

Allgemeiner Maschinenbau 60 120 60

Angewandte Sozialwissenschaften 0 60 0

Architektur 0 207 0

Betriebswirtschaftslehre 100 150 75

Biotechnologie 0 94 0 60 0 60

Chemische Technologie 0 92 0 60 0 60

Energiewirtschaft 0 85 0

Informatik 80 250 80

Informationsrecht 0 75 0

Innenarchitektur 0 98 0

Logistik Management 0 70 0

Onlinejournalismus 0 54 0

Onlinekommunikation 0 95 0

Soziale Arbeit 0 200 0

Soziale Arbeit: 
Generationenbeziehungen in 
einer alternden Gesellschaft 0 60 0

Soziale Arbeit Plus – Migration
und Globalisierung 0 15 0

Umweltingenieurwesen – 
Nachhaltige Siedlungsplanung 0 80 0
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Wirtschaftsingenieurwesen 0 140 0

Wirtschaftspsychologie 60 60 60

2. Frankfurt University of Applied Sciences

Architektur 91 91 91 91

Bauingenieurwesen 88 88 88 88

Berufspädagogik für 
Pflege- und Gesundheitsberufe 59

Betriebswirtschaft 68 68 68 68 68 68 68

International Business Administration 35 35 35 35 35 35 35

International Finance 42

Soziale Arbeit 339

Soziale Arbeit: transnational 18

Wirtschaftsrecht – Business Law (LL.B.) 70 70 70 70 70 70 70

3. Hochschule Fulda

Digitale Medien 0 85 0 85 0 85

Frühkindliche inklusive Bildung 
– BiB – (Onlinestudiengang) 0 25 0 25 0 25 0 25

Gesundheitsförderung 0 90 0 90 0 90

Gesundheitsökonomie und
Gesundheitspolitik 0 45 0 45

Hebammenkunde 0 30 0 30 0 30 0 30

Internationale
Betriebswirtschaftslehre 100 100 100 100 100 100 100

Oecotrophologie: Ernährung, 
Gesundheit, Lebensmittelwirtschaft 0 74 0 74 0 74

Oecotrophologie: Verpflegungs- 
und Versorgungsmanagement 0 25 0 25 0 25

Physiotherapie 0 30 0 30 0 30 0

Soziale Arbeit (Onlinestudiengang) 40 0 40 0 40 0 40 0

Soziale Arbeit (Präsenzstudiengang) 0 160 0 120 0 120 0

Soziale Sicherung, Inklusion, 
Verwaltung (berufsbegleitend) 0 15 0 10 0 10 0

Soziale Sicherung, Inklusion, 
Verwaltung (dual) 0 15 0 10 0 10 0

Sozialrecht (LL.B.) 0 75 0 75 0 75 0

Sozialwissenschaften mit 
dem Schwerpunkt Interkulturelle 
Beziehungen 0 75 0 75 0 75

Wirtschaftsrecht – Nachhaltigkeit
und Ethik (LL.B.) 0 30 0 20 0 20 0

Wirtschaftsingenieur LifeCycle 0 10 0 10 0 10 0 10
Catering

4. Hochschule Geisenheim

Landschaftsarchitektur 0 60 0 60 0 60

5. Justus-Liebig-Universität Gießen

Agrarwissenschaften 0 150 0 150

Berufliche und Betriebliche Bildung
(Fachrichtungen Elektrotechnik und
Metalltechnik) 0 30 0 30 0

Hochschule/Studiengang Fachsemester

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10
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Berufliche und Betriebliche
Bildung (landwirtschaftliche, 
hauswirtschaftliche und 
nahrungsgewerbliche Fachrichtungen) 0 30 0 30 0

Bewegung und Gesundheit 0 100 0 100

Bildung und Förderung in der Kindheit 0 135 0 120

Biologie 0 150 0 150

Ernährungswissenschaften 0 115 0 115

Erziehungswissenschaften mit dem 
Schwerpunkt Außerschulische Bildung 0 200 0 190

Lebensmittelchemie 0 30 0 30

Medizin 175 170 170 170 155 150 150 150 150 150

Ökotrophologie 0 180 0 180

Psychologie 0 150 0 150 0 150

Rechtswissenschaft 150 370

Social Sciences 0 155 0 145

Tiermedizin 0 190 0 190 0 180 0 180 0 180

Umweltmanagement 0 120 0 120

Wirtschaftswissenschaften 0 530 0 510

Zahnmedizin 34 32 29 29 29 29 29 29 29 29

6. Technische Hochschule Mittelhessen

Architektur 45 85 40 70 50 70

Betriebswirtschaft 95 195 85 180 85 180

Biotechnologie/Biopharmazeutische 
Technologie 0 140 0 105 0 95

Eventmanagement und -technik 0 80 0 80 0 80

Logistikmanagement 0 85 0 85 0 85

Medizinisches Management 80

Wirtschaftsingenieurwesen – Immobilien 0 60 0 60 0 60

Wirtschaftsingenieurwesen – Industrie 100 160 100 160 100 160

7. Universität Kassel

Architektur 0 115 0 129 0 125

Biologie 0 70 0 70 0 70

Landschaftsplanung/
Landschaftsarchitektur 0 71 0 71 0 78

Psychologie 0 80 0 80 0 80

Soziale Arbeit 0 335 0 335 0 366

Stadt- und Regionalplanung 0 57 0 57 0 69

Wirtschaftsingenieurwesen 0 180 0 180 0 150 0

Wirtschaftspädagogik 0 120 0 125 0 125

Wirtschaftsrecht 0 167 0 170 0 160 0

Wirtschaftswissenschaften 0 360 0 350 0 341 0

8. Philipps-Universität Marburg

Betriebswirtschaftslehre 75 100 60 80 50 70

Biologie 0 155 0 130 0 120

Erziehungs- und Bildungswissenschaft 0 160 0 150 0 140

Hochschule/Studiengang Fachsemester

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10
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Humanbiologie (Biomedical Science) 0 60 0 50 0 45

Interkulturelle Betriebswirtschaftslehre 0

Kunst, Musik, Medien: Organisation
und Vermittlung 0

Medienwissenschaft 0

Medizin 0 259 0 256 0 255 0 255 0

Medizin (nur vorklinischer 
Studienabschnitt) 0 161 0 140

Pharmazie 95 125 80 125 80 125 80 125

Philosophie 0

Politikwissenschaft 0

Psychologie 0 137 0 137 0 137

Rechtswissenschaft 95 250 75 200 55 135 40 125 40

Sozialwissenschaften 0

Volkswirtschaftslehre 25 35 20 20 15 20

Zahnmedizin 35 33 33 33 33 33 33 33 33 33

9. Hochschule RheinMain

Architektur 35 55 35 55 35 55 35

Ausbildungsintegrierter Studiengang
Versicherungs- und Finanzwirtschaft 0 25 0 25 0 25

Berufsintegrierter Studiengang 
Elektrotechnik 0 30

Berufsintegrierter Studiengang 
Maschinenbau 0 30

Bildung in Kindheit und Jugend  
Soziale Arbeit 0 45 0 45 0 45 0

Business Administration 80 80 80 80 80 80

Business Law 
(Accounting and Taxation) 80 80 80 80 80 80 80 80

Digital Business Management 80 80 80 80 0 0

Elektro-und Luftfahrttechnik 20 20 20 0 0 0

Gesundheitsbezogene Soziale Arbeit 0 100 0 100 0 0

Gesundheitsökonomie 
(Health Economics) 80 80 80 80 80 80

Immobilienmanagement 0 125 0 125 0 125

Innenarchitektur 30 30 30 30 30 30

International Management 60 60 60 60 50 50 50 50

Media: Conception & Production 30 30 60 60 60 60

Media Management 85 85 85 85 60 60

Medieninformatik 0 50 0 50 0 50

Mobilitätsmanagement 0 60 0 60 0 0

Recht und Management in der
Sozialen Arbeit 0 100 0 100 0 0

Soziale Arbeit (Onlinestudiengang) 35 35 35 35 35 35 35 35

Soziale Arbeit (Präsenzstudiengang) 110 110 110 110 70 70 70

Soziale Arbeit (Teilzeit) 10 10 10 10 5 5 5 5 5 5

Versicherungs- und Finanzwirtschaft 80 55 80 55 80 55

Wirtschaftsinformatik 0 60 0 60 0 60 0

Hochschule/Studiengang Fachsemester

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10
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C. Studiengänge mit Abschluss Master

Hochschule/Studiengang Fachsemester

1 2 3 4

1. Hochschule Darmstadt

Wirtschaftsingenieurwesen 03 30 30 30

Wirtschaftsingenieurwesen 04 15 15 15

2. Frankfurt University of Applied Sciences

Diversität und Inklusion 29

Psychosoziale Beratung und Recht 50

Wirtschaftsinformatik 12

3. Hochschule Fulda

Accounting, Finance, Controlling 25 25 25

Food Processing 10 10 10

B. Studiengänge mit Abschluss Erste Staatsprüfung für ein Lehramt

Hochschule/Studiengang Fachsemester

1 2 3 4 5 6 7 8 9

1. Justus-Liebig-Universität Gießen

Biologie für das Lehramt an Gymnasien 0 75

Lehramt an Förderschulen 0 180 0 135

Lehramt an Grundschulen 0 145 0 115

Lehramt an Grundschulen
mit dem Unterrichtsfach
„Islamische Religion“ 0 30 0 30

Lehramt an Grundschulen mit dem 
Unterrichtsfach „Ethik“ 0 30 0 30

2. Universität Kassel

Biologie für das Lehramt
an Gymnasien 0 65 0 65 0 60 0 50 0

Biologie für das Lehramt an 
Hauptschulen und Realschulen 0 45 0 45 0 60 0

Deutsch für das Lehramt an Gymnasien 0 100 0 90 0 85 0 80 0

Deutsch für das Lehramt an 
Hauptschulen und Realschulen 0 90 0 85 0 85 0

Geschichte für das Lehramt
an Gymnasien 0 96 0 96 0 75 0 75 0

Geschichte für das Lehramt an
Hauptschulen und Realschulen 0 25 0 25 0 20 0

Lehramt an Grundschulen 0 210 0 180 0 180 0

Politik und Wirtschaft für das 
Lehramt an Gymnasien 0 75 0 75 0 70 0 65 0

Politik und Wirtschaft für das 
Lehramt an Hauptschulen 
und Realschulen 0 45 0 45 0 40 0

3. Philipps-Universität Marburg

Biologie für das Lehramt an Gymnasien 0 55 0 55 0 55 0 55 0

Politik und Wirtschaft für das Lehramt
an Gymnasien 0
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Food Processing (berufsbegleitend) 0 10 0 10 0

Intercultural Communication
and European Studies 0 30 0 30

Internationales Management 25 25 25

Psychosoziale Beratung und Psychotherapie 0 20 0 20 0

Public Health 0 35 0 30

Public Health Nutrition 0 20 0 20

Soziale Arbeit, Schwerpunkt 
„Gemeindepsychiatrie“ 15 0 10 0 10

Soziale Arbeit, Schwerpunkt 
„Sozialraumentwicklung/Sozial-
raumorganisation“ 15 0 10 0 10

Supply Chain Management 0 15 0

4. Justus-Liebig-Universität Gießen

Betriebswirtschaftslehre (4-semestrig) 80 110 55 135

Biologie 0 80

Biomechanik – Motorik – Bewegungsanalyse 0 30

Ernährungswissenschaften 15 85

Klinische Sportphysiologie 
und Sporttherapie 0 30

Psychologie 0 90

Umweltwissenschaften 20 40

5. Universität Kassel

Business Studies 48 48 48

Klinische Psychologie und
Psychotherapie 0 30 0 30

Psychologie 0 60 0 60

Wirtschaft, Psychologie und Management 0 30 0

6. Philipps-Universität Marburg

Biodiversität und Naturschutz 8

Erziehungs- und Bildungswissenschaft 0 54 0 52

International Business Management 0

Klinische Linguistik 0

Molecular and Cellular Biology 12

Motologie 0

Psychologie 30 61

7. Hochschule RheinMain

Media and Design Management 0 30 0 30

Hochschule/Studiengang                                                     Fachsemester

1 2 3 4

§ 2

(1) In den in § 1 aufgeführten Studien-
gängen werden Bewerberinnen und Be-
werber

1. in das erste Fachsemester nach Maß-
gabe der Studienplatzvergabeverord-
nung Hessen vom 7. Mai 2013 (GVBl.
S. 172), zuletzt geändert durch Verord-
nung vom 16. Mai 2017 (GVBl. S. 92),

oder der Vergabeverordnung Stiftung
für Hochschulzulassung vom 20. Mai
2008 (GVBl. I S. 706), zuletzt geändert
durch Verordnung vom 16. Mai 2017
(GVBl. S. 91),

2. in höhere Fachsemester nach Maßga-
be der Studienplatzvergabeverord-
nung Hessen

zugelassen und von der Hochschule auf-
genommen.
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Wiesbaden, den 9. Dezember 2017

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r
f ü r  W i s s e n s c h a f t  u n d  K u n s t

R h e i n

(2) Für die nicht in § 1 genannten Stu-
diengänge an den jeweiligen Hochschu-
len des Landes Hessen bestehen keine
Zulassungsbeschränkungen. Studienor-
ganisatorische Maßnahmen, die einen
Studienbeginn nur zu einem Winterse-
mester oder nur zu einem Sommersemes-
ter vorsehen, bleiben unberührt.

§ 3

Diese Verordnung tritt am Tag nach
der Verkündung in Kraft. Sie tritt mit Ab-
lauf des 30. September 2018 außer Kraft.
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